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Einleitung
D ie w irtschaftlichen und  politischen Transform ationsprozesse der 90er 
Jahre haben die gesellschaftlichen G rundlagen der gewerkschaftlichen 
und  unternehm erischen Interessenrepräsentation in A rgentinien tiefgrei­
fend verändert und  zu einer M odifikation der traditionellen Beziehungs­
m uster zwischen G ew erkschaften, U nternehm enserbänden, Staat und 
politischem  System geführt. D ie hohe Arbeitslosigkeit und  die prekäre 
A rbeitsplatzsituadon großer Teile der Bevölkerung schwächte die soziale 
und  politische K raft der Gew erkschaften. Die Krise stand im  Z usam ­
m enhang mit der im  Laufe des Jahrzehnts im plem entierten staatlichen 
Politik, die eine M arktöffnung sowie die Privatisierung der großen staat­
lichen Industrie- und  D ienstleistungsuntem ehm en in G ang setzte und 
dam it auch grundlegende V eränderungen der U ntem ehm ensstrukturen 
herbeiführte. D ie K luft zwischen den G roßunternehm en und den übri­
gen W irtschaftsakteuren vergrößerte sich und es kam zu radikalen V er­
änderungen bei der Z usam m ensetzung der Spitze der wirtschaftlichen 
M acht. D ie Bedeutung der nationalen U nternehm er innerhalb des wirt­
schaftlichen Establishm ents ging stark zurück.
D er Staat w ar in den 90er Jahren  ebenfalls signifikanten V eränderun­
gen unterw orfen. D iese wiesen in eine ähnliche Richtung wie die in an­
deren lateinam erikanischen Ländern durchgeführten neoliberalen Refor­
men: Es handelte sich um  die Reduzierung der produktiven und  sozialen 
Rolle des Staates. D er Staatsabbau w ar allerdings in A rgentinien, w o die 
externe finanzielle A bhängigkeit beispiellose A usm aße erreicht hatte, be­
sonders stark. Im  Folgenden w erden die angesprochenen Entwicklungen 
in groben Zügen beschrieben und  ihre A uswirkungen au f die Sozial­
struktur, die A rbeitsbeziehungen sowie au f die R epräsentationsform en 
der G ew erkschaften und  der U nternehm er herausgearbeitet.
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Die Veränderungen auf dem  Arbeitsmarkt
D ie w ährend der M ilitärdiktatur von  1976 bis 1983 im plem entierten 
W irtschaftspolitiken schränkten in den 80er Jahren die staatlichen M ög­
lichkeiten zur G estaltung der wirtschaftlichen Entw icklung stark ein 
(G alin /N ovick  1990). Insbesondere die enorm  gesüegene A uslandsver­
schuldung und  die daraus resultierende Inflation stellten sich als P roble­
me dar, die schon frühzeitig au f die dann in den 90er Jahren erfolgten 
R eform en verwiesen (Schwarzer 1998: 174ff.). D as große N o v u m  der 
90er Jahre w ar ein nie zuvor erlebter Anstieg der A rbeitslosenraten in ei­
nem  Land, das bis Ende des 19. Jahrhunderts kaum  bevölkert w ar und 
dessen regierende Elite die E inw anderung fördern m usste, um  eine Ag­
rarexportw irtschaft aufbauen zu können, die au f der Produktion von 
Rindfleisch und G etreide für den W eltm arkt basierte. W ährend eines 
großen Teils des 20. Jahrhunderts überstieg die N achfrage das A ngebot 
an A rbeitskräften oder es pendelte sich ein G leichgewicht bei niedrigen 
Arbeitslosenzahlen ein. V on den 30er Jahren bis M itte der 70er Jahre 
spielte die Industrie direkt und indirekt eine bedeutende Rolle bei der 
N achfrage nach Arbeitskräften. Infolge des städtischen W achstum s ver­
vielfachte sich die N achfrage nach A rbeitskräften im  Bereich der öffent­
lichen und  privaten D iensdeitungen. Schließlich sorgte die H erausbil­
dung einer breiten Schicht von unabhängigen Erw erbstätigen — auf eige­
ne Rechnung tätigen Erw erbspersonen ('cuentapropistas) sowie städtischen 
Klein- und  K leinstuntem ehm em  — für ein G leichgewicht au f dem  A r­
beitsmarkt.
In  den 70er Jahren lag die offene Arbeitslosigkeit im  D urchschnitt 
nicht über 4%  der städtischen Erw erbsbevölkerung. In  den 80er Jahren 
schwankten die Arbeitslosenzahlen tro tz der w irtschaftlichen Stagnation 
um  die 6%. D agegen vervielfachte sich die A rbeitslosenrate von  1993 an, 
bis sie im Mai 1995 18% erreichte. Parallel dazu stieg der A nteil der ge­
ringfügig Beschäftigten — d.h. derjenigen Personen, die weniger als 35 
Stunden in der W oche arbeiten; die U nterbeschäftigungsrate betrug En­
de der 90er Jahre etwa 14%. A uch die Zahl prekärer A rbeitsverhältnisse 
nahm  stark zu. D am it sind A rbeitsbedingungen gemeint, bei denen das 
G ehalt nicht m ehr m it G arantien und  Institu tionen der sozialen A bsiche­
rung verbunden ist.
D iese Entw icklungen führten bei den G ew erkschaften zu einer rück­
läufigen M itgliederentwicklung und  sinkenden Beitragszahlungen. N och  
wichtiger dürften die Auswirkungen der strukturellen R eform en auf das 
gesellschaftliche Bewusstsein gewesen sein, denn dadurch erhöhten sich
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die Schwierigkeiten der G ew erkschaften zur A npassung ihrer Strategien 
an den neuen K ontext. E ine genauere Betrachtung der V eränderungen 
des rechtlichen Status der A rbeitnehm er verdeutlich diesen Aspekt. V er­
gleicht m an die Bestim m ungen des Arbeitsvertragsgesetzes (Ley del Con­
trato de Trabajo, LCT) m it deren tatsächlicher A nw endung in der A rbeits­
welt der 90er Jahre, so zeigen sich deutliche D iskrepanzen zwischen 
N orm  und Realität. Das vom  LCT propagierte A rbeitsvertragsm odell 
kann zusam m enfassend als ein stabiles (oder zeitlich nicht eingeschränk­
tes) und  m it verschiedenen Sozialleistungen gekoppeltes Erw erbsarbeits­
verhältnis beschrieben werden. N ach einer neueren Schätzung trifft die­
ses M odell jedoch nu r au f jeden sechsten A rbeitnehm er tatsächlich zu 
(G odio et al. 1998: 74£). D ie Reichweite des LCT, das traditionell als 
zentrales E lem ent des argentinischen A rbeitsrechtes galt, ist dam it stark 
eingeschränkt, auch w enn dies nicht ausschließlich auf die V eränderun­
gen im  Laufe der 90er Jahre zurückgeführt w erden kann.
V on A nfang an schloss das LCT bestim m te G ruppen  aus, wie etwa 
die Beschäfdgten der Ö ffentlichen Verwaltung, die Landarbeiter, die 
H ausangestellten und  zum  Teil auch die Bauarbeiter, für die jeweils be­
sondere V orschriften galten. D ie Zahl der in diesen Kategorien erfassten 
Beschäftigten belief sich 1991 au f etwa vier M illionen A rbeitnehm er, d.h. 
au f die Hälfte der Lohnarbeiter. Z udem  w ar die M ehrzahl der nicht im 
Rahm en eines Lohnarbeitsverhältnis Beschäftigten ebenfalls vom  G el­
tungsbereich des LC T ausgeschlossen, was laut dem  Zensus von  1991 
m ehr als vier Millionen der E rw erbsbevölkerung ausmachte. D arunter 
fielen die cuentapropistas sowie ein Teil der „A rbeitgeber“ , die in so un ter­
schiedlichen Bereichen wie der V erm ittlung von  D iensdeistungen, H an ­
delsaktivitäten oder handw erklichen Tätigkeiten aktiv sind; alle diese Be­
rufsgruppen blieben bereits vor Beginn der 90er Jahre ganz oder teilwei­
se außerhalb des G eltungsbereiches des LCT.
D ie Zahl der durch das prototypische M odell des LC T abgedeckten 
Lohnarbeitsverhältnisse belief sich 1991 auf ca. vier M illionen, was nur 
etwa einem D rittel der Beschäftigten entsprach. D er K ontrast zwischen 
dem  norm ativen Beschäftigungsm odell und  den „real existierenden A r­
beitnehm ern“ w ar also schon 1991 sehr ausgeprägt, obw ohl dies w ahr­
scheinlich damals noch nicht ins öffentliche Bewusstsein gerückt war. 
G rund  dafür w ar die relativ große B edeutung der Beschäftigung im  öf­
fentlichen D ienst, die etwa 17% der G esam tbeschäftigung ausmachte. 
W ährend der 80er Jahre  w ar es zu einer signifikanten Z unahm e des O r­
ganisationsgrades und  der Aktivitäten der G ew erkschaften der Staatsbe­
diensteten und zu einer teilweisen A ngleichung ihrer O rganisation und
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ihres V orgehens an die der Industriearbeiter gekom m en. Im  Laufe der 
90er Jahre führte dies zur K onsolidierung der A T E  (Asoáaáón de Trabaja­
dores del Estado; V ereinigung der Staatsbediensteten) als führender K raft 
innerhalb der durch die CTA (Central de los Trabajadores Argentinos-, D ach­
verband der A rgentinischen Arbeiter) repräsentierten neuen G ew erk­
schaftsström ung. D ie Zahl der nach dem  M odell des LCT beschäftigten 
Lohnarbeiter betrug 1998 nu r noch  etwa 2,4 Millionen, 40% w eniger als 
1991. Diese Entw icklung kann auf die V eränderungen der arbeitsrechtli­
chen Regelungen im V erlauf der 90er Jahre zurückgeführt w erden, durch 
die die G eltung des L C T  noch  weiter eingeschränkt wurde.
Arbeitsrechtsreformen in den 90er Jahren
Im  Laufe der 90er Jahre w urden verschiedene Bestim m ungen verab­
schiedet, welche die bis dahin gültigen arbeitsrechtlichen Regelungen 
modifizierten. D ies geschah, ohne dass die wichtigsten Arbeitsgesetze 
m odifiziert w orden wären, so dass es zu einer gewissen norm ativen K o n ­
fusion kam. Einige Ä nderungen w urden sogar auf dem  Wege der R echts­
sprechung verwirklicht, d.h. durch eine neue Auslegung älterer N orm en. 
M it Bück auf ähnliche Phänom ene in anderen Ländern w urde dieses 
Phänom en als „eine Deregulierung [des Arbeitsmarktes] durch H yperre­
glem entierung“ bezeichnet (C outrot 1999: 15).
U nm ittelbar nach ihrer A m tsübernahm e im Jah r 1989 erhielt die Re­
gierung M enem  die Z ustim m ung des Kongresses zu dem  von ihr einge- 
b rachten  S taatsnotstandsgesetz, w odurch die Entlassung zahlreicher 
Angestellter der öffentlichen V erwaltung erm öglicht wurde. D ie entspre­
chende N orm  und ihre A nw endung waren auch als Signal an das un ter­
nehm erische Establishm ent gedacht, dem  m an zeigen wollte, dass die 
Forderungen nach einer „V erkleinerung“ des Staates au f offene O hren  
stießen. 1990 erließ das A rbeitsm inisterium  ein D ekret, m it dem  das ver­
fassungsmäßig garantierte Streikrecht im  öffentlichen D ienst einge­
schränkt wurde. D ahin ter stand die Absicht, das D ruckpotenzial der von 
den Privatisierungen der staatlichen U nternehm en betroffenen G ew erk­
schaften zu schwächen und gleichzeitig einer Forderung der zukünftigen 
K äufer dieser U nternehm en nachzukom m en. Angesichts der starken P o ­
sition der G ew erkschaften in den Leitungsgremien der zu privatisieren­
den Betriebe erleichterte diese Regelung die U m strukturierung durch die 
neuen Besitzer. D ie V erabschiedung dieser N orm  geschah w ährend der 
Privatisierung der staatlichen Telefongesellschaft E N T E L  und  wurde 
dam it zu einer deutlichen B otschaft an die Investoren.
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Ebenfalls im Jah r 1990 verabschiedete der K ongress ein neues Be­
schäftigungsgesetz, das von dem  damaligen Arbeitsm inister, dem  V orsit­
zenden der G ew erkschaft der Beschäftigten der Plastikindustrie, Jorge 
Triacca, entw orfen w orden war. A uch w enn die A nw esenheit von Triac- 
ca im  K ab inett der alten peronistischen  T radition  entsprach, dieses 
Ministerium m it einem Gewerkschaftsvorsitzenden zu besetzen, so war sei­
ne Berufung doch eher au f seine guten Beziehungen zum  unternehm eri­
schen E stab lishm ent als au f seine E igenschaft als G ew erkschafter 
zurückzuführen. Das Beschäftigungsgesetz sah eine Reihe neuer Vertrags­
form en vor, beispielsweise Zeitverträge von  sechs M onaten bis zu zwei 
Jahren. D adurch w ar es den U nternehm en möglich, Personal un ter V er­
trag zu nehm en, ohne dass bei einer Beschäftigungsdauer von m ehr als 
drei M onaten im  Falle der E ndassung autom atisch die im  A rbeitsver­
tragsgesetz vorgeschriebenen Entschädigungszahlungen fällig wurden. 
D ie neuen Vertrags form en befreiten die A rbeitgeber auch zum  Teil von 
den A bgaben zur Renten- und  Sozialversichemng.
1993 erließ die Regierung ein D ekret, das au f die D eregulierung zahl­
reicher A ktivitäten ausgerichtet war. U nter anderem  eröffnete sich damit 
die M öglichkeit, Kollektivverhandlungen auf betrieblicher E bene zu füh­
ren. Bislang hatten diese stets auf B ranchenebene stattgefunden. Die 
V erordnung befähigte zudem  den Arbeitsm inister, die Repräsentation 
der A rbeitnehm er au f U ntem ehm ensebene anzuerkennen. D en Betriebs­
räten konnte som it eine aktivere Rolle im  Rahm en von  Kollektivver­
handlungen eingeräum t w erden, was eine D ezentralisierung der T arif­
verhandlungen zur Folge hatte.
A u f diese W eise hatte die Regierung im  Laufe von nu r vier Jahren 
Richtlinien geschaffen, die a) die A rbeitsplatzsicherheit der öffentlichen 
Bediensteten einschränkten, b) das Streikrecht im  öffentlichen D ienst 
begrenzten, c) neue Form en „flexibler“ A rbeitsverträge erm öglichten 
und  d) Tarifverhandlungen auf U ntem ehm ensebene erlaubten, w odurch 
das bislang vorherrschende M odell von  Branchentarifverträgen in M it­
leidenschaft gezogen wurde. Alle diese Richtlinien ergänzten den existie­
renden und  nach wie vo r gültigen norm ativen Rahm en, dessen G rundla­
gen durch das Arbeitsvertragsgesetz, das Tarifverhandlungsgesetz, das 
Gew erkschaftsgesetz und  das G esetz über die Sozialwerke gebildet w er­
den.1 D ie große A nzahl neuer Richtlinien, die o ft im  G egensatz zu bis­
1 Die Sozialwerke werden durch die G ewerkschaften geführt, welche die Beiträge der 
A rbeitnehm er und der A rbeitgeber verwalten. Alle A rbeitnehm er, egal ob  sie gewerk-
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her gültigen N orm en standen, führte zu einer zusätzlichen Schwächung 
der alten arbeitsrechtlichen Regelungen, was sich in aller Schärfe in der 
A rbeitsrechtssprechung zeigte.
W ährend der zweiten Präsidentschaft M enem s w urden weitere neue 
Richtlinien erlassen, etwa das G esetz zur G estaltung der A rbeitsverhält­
nisse in Klein- und M itteluntem ehm en, w orunter m an in A rgentinien 
U nternehm en m it bis zu 50 Beschäftigten und einem bestim m ten Jah ­
resum satz versteht. D iese U nternehm en w urden von einem Teil der A b­
findungszahlungen ausgenom m en, die sonst bei E ndassungen fällig w er­
den. 1998 w urde die H öhe der A bfindungssum m en für A rbeitnehm er, 
die w eniger als zwei Jahre in einem  Betrieb beschäftigt waren, verringert. 
Gleichzeitig w urde allerdings die maximale Länge der Probezeit von drei 
M onaten auf einen M onat reduziert.2 M it dem  neuen G esetz verringerte 
sich auch die Zahl der gesetzlich geförderten Vertrags typen.
G rundsätzliches Ziel der neuen arbeitsrechtlichen N orm en  w ar die 
„Flexibilisierung“ der Arbeitsverträge, w odurch K osteneinsparungen für 
die A rbeitgeber erm öglicht w erden sollten. D iesem  Zw eck galt auch die 
Reduzierung der Arbeitgeberbeiträge zu den Sozialleistungen. D ie arbeit­
geberfreundliche R eform  der Arbeitsgesetzgebung zielte au f eine A npas­
sung der gesetzlichen Richtlinien an die neuen wirtschaftlichen R ahm en­
bedingungen. D azu gehörte insbesondere die Ö ffnung  gegenüber dem  
W eltm arkt und  die dam it verbundene verbesserte W ettbew erbssituation 
von  Im portgütern  auf dem  Binnenm arkt. U m  die W ettbewerbsfähigkeit 
der einheim ischen U nternehm en gegenüber der ausländischen K onkur­
renz zu verbessern, sollten die A rbeitskosten reduziert werden.
D ie neuen arbeitsrechtlichen N orm en  führten in V erbindung m it der 
w achsenden Arbeitslosigkeit und  U nterbeschäftigung dazu, dass im m er 
m ehr Beschäftigte in G renzbereichen der Erw erbsarbeit tätig waren. Für 
solche am bivalenten Arbeitsverhältnisse setzten sich Bezeichnungen wie 
„nicht registrierte A rbeit“ und  „Schwarzarbeit“ durch. D a in A rgentinien 
kein Sozialstaat nach europäischem  M uster existiert, w urden die sozialen 
K osten der R eform en für diejenigen A rbeitnehm er, die sich dadurch aus 
dem  offiziellen A rbeitsm arkt verdrängt sahen, in keiner W eise um fassend 
abgefangen oder abgedeckt.
schaftlich organisiert sind oder nicht, m üssen Beiträge entrichten, die autom atisch 
nach festen Prozentsätzen von den G ehältern abgezogen werden.
2 H ierzu ist anzum erken, dass die Probezeit im Rahm en der auf Initiative der 
Regierung De la Rúa im Mai 2000 verabschiedeten A rbeitsrechtsreform  wiederum  
au f sechs M onate verlängert wurde.
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D ie E rosion der faktischen Gültigkeit des Arbeitsvertragsgesetzes 
von  1974 hatte zur Folge, dass sogar ein großer Teil der gesetzlich gere­
gelten Arbeitsverhältnisse nu r noch zu prekären B eschäftigungsfarm en 
führte, die au f legale W eise von  wichtigen traditionellen Sozialleistungen 
abgekoppelt waren. D ie Beschäftigten akzeptierten im  K ontex t hoher 
Arbeitslosigkeit E inbußen an Arbeitsplatz Sicherheit und  Sozialleistungen, 
um  zum indest noch  ein gewisses G rundgehalt zu erhalten.
Gleichzeitig breiteten sich in den 90er Jahren  andere Beschäftigungs­
form en außerhalb des Bereichs der L ohnarbeit aus. D abei handelt es sich 
um  „D iensdeistungen“, die au f der G rundlage zivil- und  handelsrechtli- 
cher N orm en  geregelt werden, einhergehend m it einer beachtlichen 
T ransform ation des Status der Arbeit: w ährend das A rbeitsrecht grund­
sätzlich von einer Asymmetrie zwischen A rbeitnehm ern und A rbeitge­
bern ausgeht und  den A rbeitnehm ern infolgedessen gewisse Schutzrech­
te gewährt, nehm en das Zivil- und  das H andelsrecht die V ertragspartner 
als gleichgestellt wahr. Diese E rosion  des juristischen Status der Beschäf­
tigten stellt die klassischen sozialen V orstellungen hinsichtlich der A r­
beitswelt in Frage — das, was einige A utoren als die soziale K onstruktion  
der A rbeitsm ärkte bezeichnet haben (Bryn 1996). Schaubild 1 gibt einen 
Überblick zu verschiedenen Typen von  A rbeitsform en, auf die in den 
folgenden A bschnitten näher eingegangen wird.
Veränderungen im Bereich der Lohnarbeit
D ie starke Zunahm e prekärer Lohnarbeitsverhältnisse führte zu be­
trächtlichen A uswirkungen für die G ew erkschaften, die große Schwierig­
keiten hatten, A rbeitnehm er anzusprechen, die sich in einem unsicheren 
Beschäftigungsverhältnis befanden. D as Problem  bestand darin, dass in 
A rgentinien laut offiziellen Schätzungen etwa 40% der Beschäftigten 
1999 als „nicht registriert“ eingestuft w urden, w ährend es A nfang der 
90er Jahre nu r 30% gewesen waren. E in  großer Teil der prekären Lohn­
arbeitsverhältnisse entfiel au f Branchen, in denen ansonsten V ertragsar­
beit vorherrschte. H inzu kam en verschiedene Tätigkeiten im  Bereich der 
traditionellerweise inform ellen Dienstleistungen. E ine K luft zwischen 
stabilen und  instabilen Arbeitsverhältnissen herrschte auch in saisonab­
hängigen Aktivitäten vor, von den E rn ten  in der Landw irtschaft bis zu 
bestim m ten Industrien, deren Produktion jahreszeitlichen Zyklen unter­
liegt (wie etwa die H erstellung bestim m ter Getränke: Bier, Lim onaden, 
etc.). In vielen U nternehm en entstanden Trennungslinien zwischen einer 
„zentralen“ (stabilen) und einer „peripheren“ (instabilen) Belegschaft. In
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Schaubild 1: Verschiedene Typen von Arbeitsformen
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gewisser W eise führten die vertikalen R epresentations- und  O rganisati­
onstraditionen der G ew erkschaften dazu, dass diese T rennungslinien in 
vielen U nternehm en als selbstverständlich erachtet wurden.
Stabile Lohnarbeitsverhältnisse fanden sich m ehrheitlich im  öffendi- 
chen Sektor (in den nationalen, regionalen und  lokalen Verwaltungen) 
und  in verschiedenen staatlichen D iensdeistungsbereichen (wie im  Bil- 
dungs- und  Gesundheitswesen). In der T at ergaben sich gerade in diesen 
Bereichen im Laufe der 90er Jahre zahlreiche gewerkschaftliche K onflik­
te, vo r allem in jenen Provinzen und  G em einden, in denen die Auswir­
kungen der Sparpolitik ab 1995 besonders deutlich zu spüren waren.
D agegen ging der Anteil stabiler Lohnarbeitsverhältnisse in den 
m eisten Branchen der Privatw irtschaft zurück, insbesondere in der In ­
dustrie. Lediglich im H andel zeigte sich eine gegenläufige Tendenz. Dies 
galt vo r allem für den Bereich der Superm ärkte, die im  V erlauf des Jahr­
zehnts ein äußerst dynamisches W achstum  und  einen starken Beschäfti­
gungszuwachs verzeichnen konnten.
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Als die L ohnarbeit noch die vorherrschende Form  der Beschäftigung 
darstellte, fanden sich ihre G rauzonen insbesondere in Form  der soge­
nannten  „betrügerischen Vertragsverhältnisse“ , mittels derer abhängige 
Beschäftigungsverhältnisse innerhalb der physischen G renzen einer Ge­
schäftsniederlassung vertuscht w erden sollten. Diese Situation veränderte 
sich insofern, als Prozesse betrieblicher Restrukturierung stattfanden, die 
die A uslagerung eines Teils der P roduktion von G ütern  oder D ienst­
leistungen an D ritte  (outsourcing) förderten (N ovick /G allart 1998; Wal- 
te r/S enén  G onzález 1996). Innerhalb der Betriebe koexistierten un ter 
einem  D ach verschiedene Arbeitstätigkeiten, die von  unterschiedlichen 
U nternehm en w ahrgenom m en wurden, die untereinander durch V erträ­
ge und  U nterverträge so vernetzt waren, dass es schwierig war, die jewei­
ligen A bhängigkeitsverhältnisse genau auszum achen. Gleichzeitig stim m ­
ten die G renzen der U nternehm en im m er weniger m it den physischen 
G renzen der N iederlassungen überein. D azu trugen separate Verm ark- 
tungs- und  D istributionsnetze genauso bei wie die A usgliederung von 
Tätigkeitsbereichen in Form  von  Telearbeit und  ähnlichem.
Subunternehmer und Vertragsarbeit
V on Vertragsarbeit w ird gesprochen, w enn die Beziehung zwischen ei­
nem  Erw erbstätigen und  dem  U nternehm en, dem  er seine A rbeit zur 
V erfügung stellt und  dessen O rganisationsstruktur er sich unterordnet, 
n icht in Form  eines arbeitsrechtlichen Vertragsverhältnisses stattfindet. 
Es können verschiedene M odalitäten der Vertragsarbeit verortet werden. 
Sie sind zum  Beispiel für die Bauindustrie typisch, w o die E ingliederung 
in die A rbeitsorganisation durch ad-hoc Vertragsklauseln gewährleistet 
wird. W enn im  Z usam m enhang m it V ertragsarbeit von Unabhängigkeit 
die Rede ist, so bezieht sich dies au f Arbeitsleistungen, die in einem  U n­
ternehm en von  Beschäftigten eines anderen U nternehm ens erbracht 
w erden. D adurch  entstehen „dreiseitige“ A rbeitsverhältnisse, die je nach 
A nzahl der Subunternehm er äußerst kom plex sein können. D er einzelne 
Beschäftigte ist der A rbeitsorganisation des beauftragenden U nter­
nehm ens unterworfen. M it dem  unter V ertrag genom m enen U nterneh­
m en ist er durch ein Lohnarbeitsverhältnis verbunden. Zwischen den 
U nternehm en wird dagegen ein V ertrag über die „Erbringung von 
D ienstleistungen“ geschlossen (Schaubild 2).
D ie A usbreitung der V ertragsarbeit generierte U nterschiede in den 
gewerkschaftlichen Strategien. Einige G ew erkschaften versuchten, auch 
Vertragsarbeiter zu vertreten, indem  sie sich um  eine G leichstellung der
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Schaubild 2: Schematische Darstellung der Vertragsarbeit
Beauftragendes
Unternehmen
V ertrag über die Bereitste! 
lung von D iensdeistungen Organisatorische
Subordination
Sub- <------------------------------ Vertrags-
untemehmen A Arbeiter
Lohnabhängigkeit
A rbeitsbedingungen und  -garanden un ter dem  A spekt ihrer gem einsa­
m en organisatorischen U nterordnung bem ühten.
D iese Strategie verfolgte beispielsweise die M echanikergewerkschaft 
SMATA (Sindicato de Mecánicos j  A fines a l Transporte Automotor)3 m it dem  
Ziel, die A rbeiter an den Fertigungsstraßen der Fahrzeugfabriken m it 
denen der Zulieferbetriebe von  A utoteilen zusam m enzuführen. A ndere 
G ew erkschaften betrachteten V ertragsarbeiter als außerhalb ihres Be­
reichs agierende Beschäftigte. Sie akzeptierten das Prim at von D ienstleis­
tungserbringungsverträgen zwischen U nternehm en, bei denen aus­
schließlich von  einer Lohnabhängigkeit des Vertragsarbeiters gegenüber 
dem  Subunternehm en ausgegangen wird. M it dieser H altung resignierten 
die G ew erkschaften gegenüber der A ufteilung der Beschäftigten in 
„In terne“ und  „E xterne“ .
D ie A usbreitung der Vertragsarbeit geht zu einem großen Teil au f 
Produktionsausgliederungen zurück, derer sich die großen U nternehm en
3 In Argentinien gibt es eine eigene gewerkschaftliche V ertretung der Arbeiter und 
Angestellten der A utom obilindustrie (die auch jene einschließt, die als abhängig Be­
schäftigte bei den L izenznehm ern im  Bereich des Fahrzeugverkaufs und des V er­
triebs von Autoteilen tätig sind, ebenso wie die unabhängigen W erkstattbesitzer), und 
zwar die M echanikergewerkschaft SMATA. Diese ist unabhängig von der Metall­
arbeitergewerkschaft Unión Obrera Metalúrgca (U O M ).
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aller Branchen im  V erlauf der 90er Jahre zunehm end bedienten. D ieser 
Beschäftigungstyp findet auch im  Arbeitsvertragsgesetz Erw ähnung, des­
sen Artikel 29 eine G leichbehandlung von direkt un ter V ertrag genom ­
m enen A rbeitern und  Vertragsarbeitern (die über ein drittes U nterneh­
m en unter Vertrag genom m en werden) vorschreibt. D ie Verantw ortlich­
keiten des beauftragenden U nternehm ens w erden m it denen des Subun- 
tem ehm ens gekoppelt, w odurch für die A rbeiter beispielsweise die Z ah­
lung von  A bfindungen im  Entlassungsfall garantiert wird. D iese Schutz­
funktion erweist sich als zentral im Rahm en eines W irtschaftssystem s, in 
dem  Subuntem ehm erbeziehungen in der Regel zwischen Firm en von 
sehr unterschiedlicher w irtschaftlicher B edeutung aufgebaut w erden. Die 
Richter neigten jedoch bei der Auslegung dieser N o rm  im  Rahm en der 
R echtssprechung dazu, die V erantw ortung der beauftragenden U nter­
nehm en zu negieren. Sie folgten dabei einem Urteil des O bersten  G e­
richtshofes von  1994, der sich für eine restriktive In terpretation der ent­
sprechenden Bestim m ung ausgesprochen hatte.
A ufgrund dieser Entw icklung griff der E insatz von  V ertragsarbeitern 
weiter um  sich. W ährend er sich in der V ergangenheit v o r allem auf 
D iensdeistungen in den Bereichen Sicherheit, Verpflegungswesen und 
Reinigung beschränkt hatte, ließen die U nternehm en jetzt auch eine Viel­
zahl von  Aktivitäten von Subunternehm ern ausführen, die zuvor m it ei­
genem  Personal erledigt w orden waren. D ie G ew erkschaften bekam en 
diese Entw icklung insofern zu spüren, als sie im  wesentlichen au f die 
Repräsentation der direkt un ter V ertrag stehenden A rbeitnehm er be­
schränkt waren und Schwierigkeiten hatten, ihren V ertretungsbereich auf 
die Belegschaften der kleinen Subunternehm en auszudehnen.
D er E insatz von Subuntem ehm ern stand im Z entrum  des von  den 
privatisierten D ienstieistungsunternehm en praktizierten outsourcing. D eren 
M anager nutzten  die A usgliederung von  Teilen der P roduktion nicht nur 
als Instrum ent der Personalführung, sondern auch als Mittel, um  die Ba­
sis der m ächtigen G ew erkschaften zu schwächen, m it denen sie sich kon­
frontiert sahen. In  den Gaswerken, bei der Produktion und dem  Vertrieb 
von  Erdöl, in den S trom konzernen, bei den E isenbahn- und Telefonge­
sellschaften, etc., überall w urde die eigene Belegschaft stark reduziert. 
D ie dabei verdrängten A rbeitskräfte konnten teilweise als V ertragsarbeiter 
in den neu entstehenden Subuntem ehm en A rbeit finden, teilweise reih­
ten sie sich in die Schlangen der Arbeitslosen ein. A u f die eine oder an­
dere W eise gaben sie jedoch ihre Gewerkschaftsm itgliedschaft auf.
D ie in diesem neuen K ontex t durchgeführten Tätigkeiten sind neuen 
Vertragsbedingungen unterw orfen. O bw ohl die Inhalte und die A rt der
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Aufgaben gleich bleiben, verändert sich die soziale O rganisation der Ar­
beit und deren symbolische Repräsentation beträchtlich. A u f der O rgani­
sationsebene ist ein deutlicher W andel des „Zugehörigkeitsgefühls“ zu 
beobachten, denn denselben physischen Raum zu teilen oder der glei­
chen Firma seine Arbeitsergebnisse abzuliefem , reicht nicht m ehr aus, 
um  ein Zugehörigkeitsgefühl ^wischen den Beschäftigten zu schaffen. A uf 
der symbolischen E bene findet eine Spaltung zwischen der traditionellen 
Figur des „abhängigen A rbeitnehm ers“, der durch einen A rbeitsvertrag 
der von dem  A rbeitgeber vorgegebenen Organisationsweise verpflichtet 
ist, und  der Figur des „unabhängigen A rbeitnehm ers“ statt. D ieser ist 
„unabhängig“ von  dem  U nternehm en, für das oder in dem  er Tätigkeiten 
durchführt, seine zeitweise Bindung an dieses U nternehm en basiert nicht 
au f einem  A rbeitsvertrag, sondem  auf einem  H andelsvertrag zwischen 
dem  U nternehm en und  einem Subuntem ehm en.
D ie A usw irkungen dieser Prozesse au f die G ew erkschaften sind im ­
mens, betreffen sie doch den zentralen K ern der A rbeitsidentität und 
dam it auch die V oraussetzungen für die Rekrutierung von  Mitgliedern. 
Im  Hinblick auf die G ründe für diese Entw icklungen existieren un ter­
schiedliche Interpretationen. W ährend die einen die A uswirkungen des 
technologischen W andels au f die Reorganisation der A rbeit betonen, he­
ben andere den sozialen Charakter der organisatorischen U m strukturie­
rungsprozesse und  der von den U nternehm ern vorangetriebenen Flexibi­
lisierung der A rbeit hervor. In  der Realität wirken beide Faktoren häufig 
gleichzeitig und  beeinflussen sich dabei gegenseitig.
Die neuen Management-Praktiken
Eine weitere Beschäftigungsform  stellt eine K om bination aus vertragli­
cher Abhängigkeit und  autonom er Arbeitsorganisation dar (Schaubild 1). 
E in Beispiel dafür ist die Telearbeit, bei welcher der A rbeitnehm er zwar 
nach wie vo r ein G ehaltsem pfänger ist, seine Tätigkeit jedoch außerhalb 
der K ontrolle und  direkten Ü berw achung durch den A rbeitgeber ausübt. 
In  den 90er Jahren  hat diese A rt von  A rbeit infolge m oderner Personal­
führungsm odelle in den großen U nternehm en, w o „horizontalere“ Be­
ziehungen dom inieren und  die A rbeitnehm er sich selbständig und  auto­
nom  organisieren können, deutlich zugenom m en. D ie M anagem entideo­
logie, die solche neuen A rbeitsform en unterstützt, be ton t die größere 
V erantw ortung und  A utonom ie der A rbeitnehm er in bezug auf E n t­
scheidungen an ihrem  Arbeitsplatz. N eben solchen A spekten stehen für 
die U nternehm en dabei vor allem K osteneinsparungen und  Produktivi­
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tätssteigerungen durch eine intensivere A usnutzung der A rbeitskraft im 
V ordergrund. Sie brauchen w eniger Personal, können die Aufgaben zwi­
schen den im  Betrieb verbleibenden Beschäftigten neu verteilen und die 
für die traditionellen A rbeitsform en typischen Erholungszeiten — die „ to­
ten Zeiten“ — reduzieren.
D ie G ew erkschaften sahen sich im  Zusam m enhang m it den neuen 
Führungsm odellen m it verschiedenen Schwierigkeiten konfrontiert. Dies 
be traf nicht nur die A ufrechterhaltung der K ontakte m it den U nterneh­
m en, sondern  auch die Bewahrung der Loyalität der A rbeitnehm er. V or 
allem in den großen U nternehm en wurde das M anagem ent zu einem 
m ächtigen Rivalen der G ew erkschaften, und  zwar um  so m ehr, w enn es 
diesen nicht gelang, eine hohe Qualität der traditionellen Ressourcen zur 
A nbindung der M itgliedschaft (z.B. der D ienstleistungen der Sozialwer­
ke) zu garantieren. D ies ist in verschiedenen Fallstudien zu den großen 
privatisierten D ienstleistungsunternehm en beobachtet w orden, in denen 
die A rbeitnehm er den A ustritt aus den G ew erkschaften im  G egenzug für 
von  U ntem ehm ensseite angebotene D ienstleistungen akzeptierten. D a­
m it vertieft sich die K luft zwischen dem  Personal, das sich „innerhalb 
des A bkom m ens“ (gewerkschaftlich organisiert), und  dem, das sich „au­
ßerhalb des A bkom m ens“ (nicht gewerkschaftlich organisiert) befindet. 
D arüber hinaus reduzieren die neuen Führungsm ethoden, die eine grö­
ßere E inbindung und eine stärkere Identifizierung der A rbeitnehm er m it 
dem  U nternehm en verlangen, die Rolle der G ew erkschaften am A rbeits­
platz, ähnlich wie dies auch in anderen G esellschaften beobachtet w er­
den kann (Alaluf 1997: 469-491).
D ie Tendenz, der Belegschaft durch eine im m er größere Eigenver­
antw ortung bei Entscheidungen m ehr A utonom ie zu übertragen, wirkte 
sich direkt au f die A bteilungsleiter und  die m ittleren E benen  der in ei­
nem  U m strukturierungsprozess befindlichen U nternehm en aus, indem  
ihnen W eisungsbefugnisse u n d /o d e r  ihre Stelle entzogen wurden. Die 
M öglichkeiten, eine neue A nstellung zu finden, w aren angesichts stei­
gender Arbeitslosigkeit nicht nur für weniger qualifizierte A rbeitssu­
chende beschränkt, sondem  auch für die entlassenen Abteilungsleiter, 
Chefs und  M anager von U nternehm en, die au f neue Form en der Perso- 
nalfuhrung setzten. Diese Entw icklungen verschärften den Bruch, der 
durch die M ittelschichten ging sowie das A uftauchen dessen, was m an 
gem einhin die „neuen A rm en“ zu nennen pflegt. A u f diese W eise wirkte 
sich die A rbeitsplatzunsicherheit und  die daraus folgende A ngst und  U n­
gewissheit gegenüber der Z ukunft neben den A rbeitern auch au f weitere 
soziale Schichten aus.
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Eine dritte Variation dieses Beschäftigungstyps bezieht sich au f die 
A rbeit von  professionals (Akademiker und  Angestellte m it einer qualifizier­
ten Berufsausbildung) und  anderen Beschäftigten, die aufgrund eines 
Qualifikationsnachweises oder einer Zulassung für eine bestim m te T ä­
tigkeit über eine gewisse A utonom ie bei der Bereitstellung ihrer A rbeits­
kraft verfügen. D ies ist der typische Fall von  professionals, die sich in eini­
gen Tätigkeitsbereichen, beispielsweise dem  als A rzt, nach und  nach ver­
netzt organisierten D ienstleistungsuntem ehm en unterordnen m ussten. 
E in  Beispiel dafür sind die m it V orauszahlungen arbeitenden G esund- 
heitsuntem ehm en. Sie legen die Tarife fest und  beschränken dam it die 
M öglichkeiten der E inkom m ens Steigerung für die Arzte. D eren  Status 
zeichnet sich einerseits durch Gehaltsabhängigkeit und  andererseits 
durch gewisse Spielräume bei der A usübung ihrer A rbeit aus.
D ie Bereitstellung von D ienstleistungen
D ie Bereitstellung von  D iensdeistungen ist un ter vertraglichen G esichts­
punkten eine unabhängige Tätigkeit und  aus organisatorischer Perspekti­
ve autonom . Hierbei handelt es sich nicht um  A rbeitsverträge, sondern 
um  Handelsverträge, die ganz unterschiedliche Form en annehm en kön­
nen. Einige davon können von  Seiten des A uftraggebers m it derart de­
taillierten V orgaben ausgestattet sein, dass die A utonom ie nur noch eine 
Illusion ist. O bw ohl D iensdeistungen in die Kategorie der H andelsver­
träge fallen, ist in den großen U nternehm en eine Tendenz zu beobach­
ten, K ontrollen und  Ü berw achungsm echanism en derart zu spezifizieren, 
dass die vertragliche U nabhängigkeit des A uftragnehm ers nur noch  sehr 
gering ist; dies gilt etwa für den H ang  zur genauen Festlegung von  Q uali­
tätsnorm en, der eine m ehr oder weniger ständige Ü berprüfung der Zulie­
ferbetriebe durch den A uftraggeber m it sich bringt. In  dem  Maße, in 
dem  sich der Vertragsabschluss n icht zwischen gleichberechtigten Part­
nern vollzieht, w erden die Richtlinien für die D iensdeistung durch das 
auftraggebende U nternehm en diktiert. Verschiedene Studien belegen, 
dass die A utonom ie des A rbeitnehm ers in diesem  Fall gering ist und dass 
sich in W irklichkeit ein A bhängigkeitsverhältnis ergibt (Esquivel 1997). 
Vielleicht handelt es sich sogar um  eines der schlim m eren A rt, da es, 
quasi verkleidet in Form  eines durch den A uftragnehm er akzeptierten 
Vertrages un ter G leichen, vom  V ertragsnehm er akzeptiert wird, der im 
Allgem einen auch das Risiko trägt.
Diese V ertragsform  breitete sich in den 90er Jahren in zahlreichen 
Tätigkeitsbereichen aus, angefangen vom  öffentlichen Sektor, der unter
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Hinweis au f eine Professionalisierung seiner A rbeit und  auf der G rund­
lage einer V ervielfachung externer K redite von  m ultilateralen O rganisa­
tionen wie der W eltbank und  der Interam erikanischen Entw icklungsbank 
im m er m ehr Personen im Rahm en von D ienstleistungsverträgen (Werk­
verträgen) beschäftigte. D ie entsprechenden A rbeitnehm er m üssen selbst 
für ihre K rankenversicherung sorgen und  individuell Beiträge zur Sozial­
versicherung entrichten, was die A rbeitgeber von diesen Verantw ortlich­
keiten entbindet und  einen G renz fall der Individualisierung von  A rbeit 
schafft. In  gewissem Sinne stellte dies eine Form  des ontsourdng innerhalb 
des öffendichen Sektors dar.
D ie A usbreitung solcher A rbeitsm odalitäten beeinträchtigte die 
M öglichkeiten gewerkschaftlicher Repräsentation und  M itgliederrekrutie­
rung, da sich die A nbieter von  D iensdeistungen nicht au f ein stabiles 
Vertragsverhältnis stützen können. A uch die Identität der Beschäftigten 
selbst war betroffen. E inen Grenzfall stellen in diesem Sinne die Taxi­
fahrer der Stadt Buenos Aires dar, die sich bis in die 80er Jahre selbst als 
Lohnarbeiter ansahen. Gegenwärtig gelten sie als „P ro tounternehm er“, 
die ein Fahrzeug — d.h. ein Kapitalgut — von dessen E igentüm er mieten. 
Aus Lohnabhängigen w urden auf diese A rt und W eise M ikrounterneh­
m er, ohne dass sich ihre Aufgaben und  gewiss nicht ihre E innahm en im 
geringsten verändert hätten. D er U nterschied besteht darin, dass diese 
Fahrer jetzt selbst eine K rankenversicherung und  eine private Renten­
versicherung abschließen m üssen, w ährend der Besitzer des Fahrzeuges 
von diesen V erpflichtungen entbunden ist.
Vielleicht enthüllen die beschriebenen Beispiele am deutlichsten das 
A usm aß der durch die neoliberale Ideologie bew irkten Substituierung 
von  Arbeitsverträgen durch Verträge zur E rbringung von  D ienstleistun­
gen im  Laufe der 90er Jahre. Aufschlussreich ist auch, bis zu w elchem  
P unkt sich diese V erschiebungen in zwei großen T endenzen äußerten: in 
der Privatisierung der G esundheitsfürsorge, die durch die V ergrößerung 
des N etzes privater ärztlicher B etreuungen erreicht wurde, und  insbe­
sondere in der R eform  der Rentenversicherung, in deren V erlauf das alte 
U m lageverfahren durch ein individualisiertes Kapitaldeckungsverfahren 
ersetzt wurde. Z um  gegenwärtigen Z eitpunkt zahlt allerdings nur ein 
Viertel der Erw erbstätigen regelmäßig Beiträge in die Renten- und  P en­
sionsfonds der privaten Versicherungsgesellschaften ein, w ährend m in­
destens 40%  der aktiven A rbeitnehm er über keinerlei A rt der A lters­
vorsorge verfügen. D ies w ird ohne Zweifel über kurz oder lang zu einer 
Krise des Rentensystem s führen.
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Zusam m enfassend kann festgestellt w erden, dass die Fähigkeiten der 
G ew erkschaften zur Rekrutierung und  zur R epräsentation von  M it­
gliedern erheblich zurückgingen. U rsachen dafür w aren neben der hohen 
Arbeitslosigkeit und  U nterbeschäftigung die prekäre Situation vieler Be­
schäftigten in einem Lohnarbeitsverhältnis, die Z unahm e von  Vertrags­
arbeit und  Subuntem ehm ertum  und die V eränderungen von  Loyalitäten 
im  Zuge der E inführung  neuer Fühm ngs- und  M anagementmodelle. 
D ies w ar der entscheidende U nterschied zur K onsolidierungsperiode der 
peronistischen Gew erkschaften, als die Expansion der urbanen A rbeits­
m ärkte auf der G rundlage stabiler und  geschützter L ohnarbeitsverhält­
nisse deren organisatorische Entw icklung förderte. Was E nde der 90er 
Jahre au f dem  Spiel stand, w ar der symbolische B oden, aus dem  die Idee 
des A rbeiters an sich erwächst.
Strategien gewerkschaftlichen Handelns
D ie gewerkschaftlichen Strategien der 80er Jahre hatten sich auf die 
W iederherstellung der durch die M ilitärdiktatur von  1976-83 beeinträch­
tigten Institutionen und der A rbeitsgesetzgebung konzentriert, so etwa in 
bezug au f die Kollektivverhandlungen und die gewerkschaftliche K o n ­
trolle der Sozialwerke. Diese Ziele w aren G egenstand von  K onflikten 
zwischen den G ew erkschaften und der von  der U C R  (Unión Cívica Radi­
cal) gestellten Regierung, was zwar die gewerkschaftliche E inheit förder­
te, aber gleichzeitig zu starken Spannungen un ter den G ew erkschaften 
selbst führte. D ie Strategie zur W iederherstellung der vo r Beginn der 
D ik tatur gültigen A rbeitsgesetzgebung w ar w eitgehend erfolgreich. Zw i­
schen 1987 und  1989 w urden das Gew erkschaftsgesetz, das Kollektiv- 
verhandlungsgesetz und  das G esetz über die gewerkschaftliche K ontrolle 
der Sozialwerke verabschiedet, und  zwar m it fast identischem  W ortlaut 
wie in den von  den Militärs außer K raft gesetzten Regelungen.
Im  politischen Bereich erm öglichten die Führungskrise des Peronis­
mus nach seiner W ahlniederlage im  Jahr 1983 und  später die durch die 
M ilitärrebelhonen aufgrund der Prozesse gegen die V erantw ortlichen des 
Staatsterrorism us verursachte Regierungskrise den G ew erkschaften eine 
Protagonistenrolle innerhalb des politischen Systems. In  der Praxis er­
schien die G ew erkschaftsbew egung häufig als ein E rsatz der peronisti­
schen Partei (Partido justidalista; PJ) au f der öffentlichen Bühne. Sie ging 
dabei deutlich in O pposition  zu den Regierungspolitiken, w obei sie Alli­
anzen m it den U nternehm ern und anderen sozialen und  politischen 
K räften schmiedete. Diese Strategie führte zu einer Restrukturierung der
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PJ und  erlaubte einigen G ew erkschaftsführern w ährend der Regierung 
A lfonsin eine Beteiligung an der Staatsm acht, von  w o aus sie die W ie­
derherstellung der überkom m enen Arbeitsgesetzgebung voran trieben.
D ie drastische N euorienderung der staatlichen Politiken seit Beginn 
der Präsidentschaft M enem s im Jah r 1989 drängte die G ew erkschaften in 
die D efensive und  bewirkte eine A ufspaltung ihrer strategischen O rien­
tierungen, die auch zu einer organisatorischen Spaltung führte:
• E rstens gaben die G ew erkschaften die A usrichtung au f gem einsam e 
Ziele auf, da die neoliberalen R eform politiken des Staates bei einigen 
G ew erkschaften auf A kzeptanz und  bei anderen auf A blehnung 
stießen. Besonders offenkundig w ar dies im Fall derjenigen Refor­
m en, welche die A rbeitnehm er direkt betrafen, wie etwa die an einer 
Flexibilisierung des Arbeitsm arktes orientierte Arbeitsgesetzgebung.
• Zweitens schwächten die neuen wirtschaftlichen Rahm enbedingun­
gen die Erfolgsaussichten der traditionellen gewerkschaftlichen 
Handlungsstrategien. D ie seit 1991 erreichte m akroökonom ische 
Stabilität sowie die A ußenöffnung der W irtschaft behinderten insbe­
sondere die auf nom inale Gehaltszuw ächse ausgerichteten Strate­
gien. Traditionell hatten sich die G ew erkschaften m it ihren Strate­
gien der Inflation angepasst und  bei Tarifverhandlungen Anglei­
chungen der N om inallöhne erstritten. Je tz t sahen sie sich dazu nicht 
m ehr in der Lage, da Lohnerhöhungen nicht au f die Preise umgelegt 
w erden konnten.
• D rittens erodierte das Schema zentralisierter K ollektivverhandlun­
gen an sich, da sich die großen U nternehm en aufgrund der A ußen­
öffnung der W irtschaft dazu gezwungen sahen, im m er m ehr Son­
derkonditionen für ihre N iederlassungen auszuhandeln. D ies diente 
dem  Zweck, die eigenen Preise den internationalen anzugleichen, 
statt sie wie zuvor, un ter den Bedingungen einer abgeschotteten 
W irtschaft, au f die K osten zu übertragen. In  den privatisierten öf­
fentlichen D ienstleistungsuntem ehm en, die aufgrund der günstigen 
V erkaufsbedingungen keinem  internationalen W ettbew erb ausge­
setzt waren, w urden entsprechende Sonderkonditionen in der V er­
kaufsphase ausgehandelt und  später zur Schwächung der G ew erk­
schaften beibehalten.
• Viertens beschränkte die politische K onsolidierung der Regierung 
den politischen Spielraum der G ew erkschaften, die nicht einmal ihre 
Forderung nach der K ontrolle des A rbeitsm inisterium s — ein tradi­
tionelles E lem ent der peronisrischen Regierungen — au f D auer
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durchsetzen konnten. W ie bereits erwähnt, handelte es sich nur beim 
ersten Arbeitsm inister der Regierung M enem  um  einen G ew erk­
schaftsführer (Jorge Triacca). Z udem  w urden die G ew erkschafter 
nach und nach von den Listenplätzen der PJ verdrängt. Im  Vergleich 
zu der großen G ruppe von G ewerkschaftern, die noch  1983 im  N a­
tionalkongress vertreten waren, sind dort heute nur noch relativ we­
nige zu finden. Bei den W ahlen im  O ktober 1999 gelangten sogar 
m ehr G ew erkschaftsvertreter über die Parteilisten der A lianza  in den 
K ongress als über die der peronistischen Partei.
• A uch w enn es fünftens den G ew erkschaften gelang, sich in be­
stim m ten K onjunkturen — vor allem vor W ahlen — in staatliche E n t­
scheidungsinstanzen zu inkorporieren, so blieb ihr Einfluss au f die 
staatlichen Politiken doch begrenzt. D ies w ar zum  einen auf das 
Fehlen konkreter Politikvorstellungen zurückzuführen. Führende 
G ew erkschafüer unterstü tzten  in Erm angelung eigener Pläne die Re­
form projekte der Regierung. Z um  anderen lag die U rsache auch in 
der Strategie der Regierung selbst, die Allianzen mit den G roßun ter­
nehm ern und  dem  Finanzestablishm ent einging.
• Sechstens spalteten die neoliberalen Reform en nicht nur die H altung 
der G ew erkschaften in zustim m ende und  ablehnende Positionen, 
sondem  sie verstärkten in vielen O rganisationen auch die K luft zwi­
schen dem  G ew erkschaftsapparat und  den einfachen Mitgliedern. 
D as argentinische Gewerkschaftswesen galt aufgrund der starken 
Zentralisierung von Entscheidungen an der Führungsspitze, der 
A usschaltung der inneren O pposition  und der daraus folgenden 
Perm anenz und R eproduktion der G ew erkschaftsführer an der Spit­
ze der O rganisationen gem einhin als „bürokratisch“ . Es gibt kaum 
einen W echsel un ter den G ew erkschaftsführern und  nu r wenige Z u­
gangsmöglichkeiten für Sektoren, die m it der Führung in K onkur­
renz stehen. D iese K luft zwischen Führung und  Basis zwingt zu ei­
ner differenzierten Betrachtung ihrer jeweiligen Interessen.
E in  gutes Beispiel für die neue Stellung der G ew erkschaftsführungen ge­
genüber den M itgliedern bieten die privaten Rentenversicherungsgesell­
schaften, die Administradoras de Fondos de Jubilaciones y  Pensiones, (AFJP). Sie 
sind zentraler Bestandteil des neuen Rentenversicherungssystem s, das 
au f einem  individuellen K apitaldeckungsverfahren basiert, welches das 
vorherige System der solidarischen sozialen A bsicherung ersetzt hat. D ie 
Reform , in deren V erlauf die AFJPs eingeführt wurden, eröffnete den
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G ew erkschaften neue H andlungsfelder, und  zwar au f der G rundlage ei­
nes neudefinierten Verhältnisses zu ihren Mitgliedern: M ehrere G ew erk­
schaften w urden selbst als A FJP tätig und  nutzten  ihr V ertretungsm ono­
pol, um  ihren M itgliedern Versicherungsleistungen zu verkaufen. Die 
G ew erkschaften beteiligten sich auch an den A usschreibungen zur Priva­
tisierung einiger staatlicher D iensdeistungsuntem ehm en. W o sie den Z u­
schlag erhielten, verwandelte sich das Verhältnis zu den Beschäftigten 
von  dem  zwischen G ew erkschaft und  M itgliedern zu einer Beziehung 
zwischen A rbeitgeber und  A rbeitnehm ern. E inen Extrem fall stellt in die­
ser H insicht die G ew erkschaft der E lektrizitätsarbeiter L u g j Fuerza dar, 
die in m ehreren Städten des Landesinneren den Zuschlag für die S trom ­
versorgung erhielt und  sich so in eine der m ächtigsten Elektrizitätsgesell­
schaften verwandelte.
Im  Hinblick auf diese neuen gewerkschaftlichen Strategien w urde 
auch von  business unions oder sindicalismo de negoáos gesprochen: D ie G e­
w erkschaftsm itglieder w erden als eine (durch das R epräsentationsm ono­
pol der G ewerkschaften) „gefangene“ Bevölkerung angesehen, der m an 
D iensdeistungen verkauft. In  gewissem Sinne existieren hier Parallelen 
zur auf Pflichtbeiträgen der A rbeitnehm er basierenden traditionellen ge­
werkschaftlichen K ontrolle über die Sozialwerke. D ie Projekte zur Re­
form  dieses Systems zielten auf eine Förderung des M itgliederwettbe­
werbs zw ischen den Sozialwerken ab. M it Hilfe der M arktm echanism en 
sollten sich die leistungsfähigsten Sozialwerke durchsetzen und zudem  
sollten die zuvor „gefangenen“ (da autom atisch einem bestim m ten Sozial­
werk zugeordneten) A rbeitnehm er größere W ahlfreiheiten erhalten.
W elche W ege boten  sich jedoch den G ew erkschaftsführern, die nicht 
m it dem  neuen „M odell“ übereinstim m ten? Die m eisten G ew erkschafter 
waren in die peronistische Bewegung eingebunden und  hatten im  Jahr 
1989 für M enem  gestim m t. D ie Spannungen nahm en in dem  M aße zu, 
wie sich die Regierung konsolidierte und  vo r allem, nachdem  sich die 
m akroökonom ische Situation 1991 stabilisierte. Z um  ersten Mal schien 
eine peronistische Regierung nicht dazu in der Lage zu sein, die E inheit 
der G ew erkschaften zu garantieren. D ie G egner des Modells wählten zu­
nächst den W eg der politischen O pposition  und  bem ühten sich däm m , 
den „w ahren“ , von  der Regierung M enem  „verratenen“ Peronism us 
wiederherzustellen. D ies führte dazu, dass bei den Parlam entsw ahlen von 
1991 einige G ew erkschafter au f Listen der O ppositionsparteien antraten. 
D ie Strategie war jedoch wegen des W ahlerfolgs der Regierungspartei 
zum  Scheitern verurteilt. D ie gewerkschaftliche O pposition  entschloss 
sich daher zu einer A usw eitung der sozialen M obilisierung gegen die Re­
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gierungspolitiken und  begann eine D iskussion über den Bruch der ge­
werkschaftlichen Einheit. D azu  kam  es schließlich m it der G ründung der 
CTA {Central de los Trabajadores Argentinos) im  Jah r 1997.
Im  Prinzip stützte sich die soziale M obilisierung auf die E rw artungen 
der „Verlierer“ im  R ahm en des neuen W irtschaftsm odells: die Staatsbe­
diensteten, die kleinen und  m ittleren U nternehm er, die in  gefährdete re­
gionale W irtschaftsaktivitäten eingebundenen Beschäftigten. M ehrfach 
bem ühten sich die oppositionellen G ew erkschaften um  die Bildung um ­
fassender K oalitionen der „Verlierer“ , w ährend sie gleichzeitig zur For­
m ulierung von A lternativen zu dem  neuen W irtschaftsm odell aufriefen.
D ie größte Schwierigkeit bestand darin, die unterschiedlichen Situa­
tionen und  Interessen der verschiedenen beträchtlich geschwächten Sek­
toren in eine gemeinsame Strategie um zusetzen. E ine erfolgreiche F o­
kussierung von  Interessen fiel dagegen im m er dann leichter, w enn die 
V oraussetzungen für die A nw endung von  „bew egungsorientierten“ T ak­
tiken gegeben waren, d.h. w enn die Forderungen sich nicht au f die 
D urchsetzung von Partikularinteressen beschränkten, sondem  sich auf 
die Gew ährleistung von  bürgerlichen und  universellen R echten bezogen. 
D ie Lehrergew erkschaften beispielsweise stießen in dem  M aße auf breite 
Z ustim m ung von  Seiten der Bevölkerung, wie sie ihre Forderungen m it 
der V erteidigung des öffentlichen Schulwesens und m it dem  R echt auf 
Bildung verknüpften. D iese Zustim m ung und  dam it auch die Möglich­
keit zur Bildung von B ündnissen verschwand, sobald partikulare In teres­
sen die V erhandlungslogik der G ew erkschaften dominierten.
Eine andere Strategie der G ew erkschaftsopposition bestand in der 
Verteidigung der überkom m enen arbeitsrechtlichen Errungenschaften 
gegenüber den entsprechenden Reform plänen der Regierung M enem. 
A uch w enn diese Strategie teilweise m it den regierungsfreundlichen G e­
werkschaften gem einsam  verfolgt w erden konnte, so fehlte den opposi­
tionellen G ew erkschaften doch eine vergleichbare Rückversicherung (wie 
die Strategie der business unions, durch die die Interessen der regierungs­
nahen G ew erkschaftsführer gestärkt wurden). D ie radikale V erfolgung 
dieser Strategie führte daher zu einer systematischen E rosion  der G e­
werkschaftseinheit.
Zusam m enfassend kann festgestellt w erden, dass die gewerkschaftli­
chen Reaktionen auf die neoliberalen R eform en zur A ufspaltung in kon­
kurrierende Ström ungen und  O rganisationen führten. Die vorherrschen­
de O rientierung, vertreten durch die in der C G T  {Confederación General del 
Trabajo-, Allgemeine A rbeiterkonföderation) angesiedelte M ehrheitsströ­
m ung, bestand in einer „konservativ-angepassten“ A ntw ort, bei der die
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V erteidigung korporativer Privilegien zum  D reh- und  A ngelpunkt des 
A ustauschs und  der politischen V erhandlungen zwischen G ew erkschaf­
ten und  Regierung wurde. D abei ging es um  folgende Aspekte:
• das au f der personería gremial basierende Repräsentationsm onopol;
• die Rolle der G ew erkschaften im  R ahm en der Tarifverhandlungen
und vo r allem die diesbezügliche Position der Führungsgrem ien —
einschließlich ihrer Fähigkeit, selbst bei dezentralisierten V erhand­
lungen den T on  anzugeben;
• die K ontrolle der Fonds der Sozialwerke — auch w enn die Arbeitge­
berbeiträge zeitweise durch A nordnungen der Exekutive reduziert
w urden;
• die A ufnahm e von  G ew erkschaftern in die W ahllisten der PJ und 
dam it auch deren V ertretung in der peronistischen Parlam entsfrak- 
tion — vor allem in der K om m ission zur Arbeitsgesetzgebung des 
Abgeordnetenhauses, deren peronistische Mitglieder m ehrheitlich 
aus dem  Bereich der G ew erkschaften stammen.
In  einigen Fällen, wie zum  Beispiel bei den Privatisierungen der Staatsun- 
tem ehm en, bei der R entenreform  und  bei der Reform  der Arbeitsunfall­
versicherung erhielten die G ew erkschaftsführer im G egenzug für ihre 
U nterstü tzung der Regierungsvorhaben die M öglichkeit, in den so en t­
standenen U nternehm ensbereichen tätig zu werden. D erartige gewerk­
schaftliche U nternehm en im Bereich der Strom versorgung, des B renn­
stoffvertriebs, der privaten Rentenversicherung, der V ersicherung von  
A rbeitsrisiken und anderen Tätigkeitsfeldern bezeichnet m an in A rgenti­
nien als „business unions“ .
W orin bestanden die Zugeständnisse der regierungsnahen G ew erk­
schaften? Sie stim m ten den au f die Flexibilisierung des A rbeitsm arktes 
abzielenden R eform en grundsätzlich zu: der E inführung von  neuen V er­
tragsm odalitäten und  von  A usnahm eregelungen für Klein- und  M ittelun- 
tem ehm en und  der R eduzierung der A rbeitskosten durch Begrenzung 
der von  den U nternehm en bei Arbeitsunfällen zu leistenden E ntschädi­
gungszahlungen. V or allem aber akzeptierten sie die grundsätzliche Legi­
tim ität einer Regierung, deren W irtschaftspolitiken eine tief greifende 
N eustrukturierung des A rbeitsm arktes verursachten.
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Neue gewerkschaftliche Strömungen
W elche K osten entstanden den regierungsnahen G ew erkschaften durch 
diese Strategie? Sie bestanden in der H erausbildung von  alternativen O r­
ganisationen und  Ström ungen, die unterschiedliche Strategien einschlu­
gen. D ie neu organisierten G ew erkschaftsgruppen vertraten zwar keine 
einheitlichen Zielsetzungen, in  ihrer O ppositionsrolle gegenüber den Re­
gierungspolitiken w aren sie sich jedoch alle einig.
D ie „Bewegung Argentinischer A rbeiter“ (Movimiento de Trabajadores 
Argentinos; MTA) strebte die „Rückeroberung“ der C G T  an, weshalb sie 
bei aller O pposition  gegenüber deren am tierender Führungsspitze einen 
endgültigen Bruch verm ied und  sich däm m  bem ühte, einen Richtungs- 
w echsel der C G T  herbeizuführen. D ie M TA konstituierte sich 1994 als 
G ew erkschaftsström ung m it U nterstü tzung von  ungefáhr 30 O rganisati­
onen, die sich im  V erlauf einer gem einsam en K am pfm aßnahm e m it der 
damaligen oppositionellen Ström ung CTA von  der C G T  gelöst hatten. 
In  der M TA überw ogen die Transportgew erkschaften. A ndere G ew erk­
schaften, die dieser R ichtung angehörten, waren die der Papierindustrie, 
der Gerichtsangestellten und  der A potheken. Gleichzeitig koordinierte 
die M TA  auch die Zusam m enarbeit zwischen verschiedenen Regional­
verbänden der C G T  aus dem  Landesinneren, w odurch es ihr leichter fiel, 
M obilisiemngsStrategien zum  Pro test gegen die Sparpolitik in  den P ro ­
vinzen und  wegen der kritischen Lage der regionalen W irtschaften zu 
entwickeln. D ies ermöglichte auch eine A nnäherung an die CTA, w om it 
sie die selbstgewählte Rolle als „Scharnier“ bestärken wollte.
M it dem  Ziel, zur Vereinheitlichung der gewerkschaftlichen A ktio­
nen beizutragen, beteiligte sich die M TA  sow ohl an Protestm aßnahm en 
der CTA als auch an solchen der C G T. W ährend die CTA als eiserner 
G egner der Regierungspolitiken auftrat, bem ühte sich die C G T  däm m , 
die R egiem ng M enem  unter D m ck  zu  setzen, um  an den V erhandlungen 
über die R eform  des Arbeitsrechts beteiligt zu w erden und  um  die K o n ­
trolle über die Sozialwerke zu erhalten. D iese Strategie erm öglichte es 
der M TA  phasenweise, in den Führungsstrukturen der C G T  eine gewisse 
Rolle zu  spielen (Juan Palacios w urde 1997 zum  Stellvertretenden G ene­
ralsekretär der C G T  gewählt) und  gleichzeitig einen R unden T isch m it 
der CTA zu bilden. V or dem  H intergrund des W ahlsieges der A lianza  
spielte sie eine Schlüsselrolle bei der Suche nach einer Zusam m enfüh- 
m ng  und  Einigung der verschiedenen G ew erkschaftsström ungen.
D ie M TA zeichnete sich durch etatistische Vorstellungen aus, ein ty­
pisches E lem ent des peronisrischen Gewerkschaftswesens. Bei ihren Ak-
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tdonen ordnete sie sich jedoch nicht der PJ unter, denn in ihr w aren G e­
w erkschaftsführer unterschiedlicher parteipolitischer Provenienz und  
auch Parteilose vertreten. Ihre Erw artungen richteten sich auf eine N eu ­
definition der Rolle des Staates gemäß der peronistischen Tradition, d.h. 
au f einen die W irtschaft lenkenden Staat, der dazu in der Lage ist, zwi­
schen Kapital und A rbeit zu verm itteln und  der richtungsweisend für 
Verteilungspolitiken im  Sinne einer V erbesserung der Löhne ist. D ie 
G renzen  dieser V orstellung lagen in der Schwierigkeit, vo r dem  H inter­
grund der veränderten Beschäftigungs- und  Sozialstrukturen weiterhin 
au f traditionelle Strategien zu setzen.
D ie Corriente Clasista Combativa (CCC), eine linksorientierte G ew erk­
schaftsström ung, sorgte gegen M itte der 90er Jahre un ter Führung von 
Carlos Santillän, einem G ew erkschaftsführer aus dem  Landesinneren, für 
A ufm erksam keit, vo r allem durch Proteste der A rbeiter in verschiedenen 
Provinzen, die dam it au f die A npassungsm aßnahm en im  Zuge der 
Tequila-K rise von  1995 reagierten. D ie A nführer dieser Ström ung sahen 
sich als E rben  der am K lassenkam pf orientierten G ew erkschaften, die 
E nde der 60er und in der ersten H älfte der 70er Jahre entstanden waren. 
A uch w enn sie nur in wenigen G ew erkschaften die M ehrheit stellte, war 
die CCC doch gerade im  Landesinneren stark vertreten. D a sie verschie­
dene linke G ruppen  repräsentierte, stellte sie auch eine nicht zu un ter­
schätzende M inderheit in m ehreren G ew erkschaften dar. D azu gehörten 
u.a. die G ew erkschaften der Lehrer, der N ahrungsm ittelindustrie, des 
G esundheitsw esens, des Versicherungswesens und  der Banken.
D ie Teilnahm e von  CCC-Funktionären an sozialen M obilisierungs­
m aßnahm en und  in gewerkschaftlichen Foren sowie der von einigen ih­
rer führenden K öpfe erreichte Bekanntheitsgrad erm öglichten ihr eine 
Präsenz in der Öffentlichkeit, die größer als ihre tatsächliche soziale V er­
ankerung war. Sie erhob zwar den A nspruch auf A utonom ie, ging aber 
auch Allianzen m it linksgerichteten politischen Parteien ein. Ihre Spit­
zenfunktionäre hielten die E tablierung enger Beziehungen zu ähnlichen 
Ström ungen in anderen lateinam erikanischen Ländern für wichtig. D ie 
m arxistische Ideologie ihrer Funktionäre führte dazu, dass die A ktionen 
der CCC durch politische Inhalte geprägt waren. D ie T endenzen sozialer 
A usgrenzung und  die M arginalisierung eines w achsenden Teils der Be­
völkerung innerhalb des A rbeitsm arktes veranlassten sie dazu, sich nicht 
n ur als Repräsentanten der Arbeiterklasse zu verstehen, sondern sich ge­
nerell um  eine E inbindung aller unterprivilegierten G ruppen  der G esell­
schaft in ihre A ktionen zu bem ühen.
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D ie w ohl wichtigste V eränderung im  argentinischen G ew erkschafts­
wesen in den 90er Jahren war die E ntstehung der CTA (Central de los Tra­
bajadores Argentinos-, D achverband der A rgentinischen Arbeiter) als kon­
kurrierender D achverband gegenüber der C G T  im  Jah r 1997. Ihre Initia­
toren wollten ein neues „autonom es, vom  Staat, den politischen Parteien 
und  den U nternehm en unabhängiges“ G ewerkschaftswesen entwickeln. 
U m  m öglichst viele Arbeiter zum  Beitritt zu bewegen, erm öglichte die 
CTA eine individuelle M itgliedschaft und  sah die D irektw ahl der F üh­
rungsgrem ien durch die Mitglieder vor. D am it unterschied sich der neue 
D achverband von  der C G T, in der Einzelgewerkschaften und  nicht In­
dividuen vertreten waren und wo der V orstand mittels indirekter W ahlen 
— durch die D elegierten -  bestim m t wurde.
E ine weitere N euerung der CTA bestand darin, dass in ihr nicht nur 
G ew erkschaften vertreten waren. Ihre ursprüngliche Basis w urde durch 
die „Vereinigung der Staatsbediensteten“ (Asoáaáón de Trabajadores del 
Estado, ATE) und  den Lehrerverband Confederación de Trabajadores de la 
Educación de la República Argentina (CTERA) gebildet. D er CTA schlossen 
sich auch abtrünnige Sektionen der nationalen Industriegew erkschaften 
an, einige Einzelgewerkschaften, beispielsweise aus der E lektrizitätsbran­
che, und  auch die Journalistengew erkschaft von Buenos Aires (Unión de 
Trabajadores de Prensa de Rueños Airer, UTPBA). D ie CTA nahm  auch 
nichtgewerkschaftliche O rganisationen aus dem  Bereich der Zivilgesell­
schaft auf, von den Rentner- und A rbeitslosenorganisationen bis zu V er­
tretern von  Organisationen des „dritten Sektors“ und  M enschenrechts­
gruppen. Einige davon sind auch im  V orstand der CTA vertreten.
D iese O rganisationsform  verband die traditionelle V ertretung von 
A rbeitern durch Gew erkschaften m it R epräsentationsform en, die aus 
den sozialen Bewegungen hervorgegangen waren. D ie besten Beispiele 
dafür waren die CTERA  und  die UTPBA. Beide w urden in der zweiten 
Hälfte der 90er Jahre durch ihre führende Rolle bei großen sozialen M o­
bilisierungsm aßnahm en bekannt, die zentrale T hem en au f die öffentliche 
Agenda brachten. G enau diese M obilisierungen verdeutlichten auch die 
Unterschiede zu den traditionellen Strategien der Gewerkschaften: N icht 
nur, dass in der CTA neben G ew erkschaften auch andere soziale O rgani­
sationen und Bewegungen mitarbeiteten; die in der CTA vertretenen 
Gew erkschaften selbst unterstützten auch A ktionen m it Bewegungscha­
rakter, bei denen es um  die E inforderung von  R echten und  die F örde­
rung von  A ktivitäten zur E rfüllung von sozialen A nsprüchen ging, die 
über die sektoralen Interessen der G ew erkschaften hinausreichten.
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Eine weitere von  der CTA eingebrachte strategische N euerung war 
die E inbeziehung von  Intellektuellen, Sozialwissenschaftlem  und  profesio­
n a l in ihre Aktivitäten. Im  U m feld der CTA entstanden Forschungs-, 
Berufsausbildungs- und  W eiterbildungszentren, G ruppen  zur Analyse 
der aktuellen Situation des Landes, etc. E benso w urde au f der G rundlage 
von  V ereinbarungen und ad-hoc A bkom m en eine Zusam m enarbeit m it 
den Universitäten und  anderen Institutionen des akadem ischen Lebens 
m it dem  Ziel begonnen, geeignete Inform ationsquellen und  Qualiflkati- 
onsm öglichkeiten zu erschließen. D ie in der CTA zusam m engeschlosse­
nen G ew erkschaften betrachteten intellektuelle Beiträge als eine strategi­
sche Ressource für ihre Aktivitäten. D ies stimulierte ähnlich gelagerte 
V ersuche von  Seiten anderer Gewerkschaften. So bem ühte sich auch die 
regierungsnahe C G T  in den 90er Jahren m it einem eigenen Studienzent­
rum  um  die U nterstü tzung der Intellektuellen. D er U nterschied bestand 
darin, dass dies bei der CTA Bestandteil ihres ursprünglichen K onzepts 
war, w ährend sich die C G T  au f V erbindungen m it anderen O rganisatio­
nen beschränkte, die jedoch kaum  Einfluss auf den gewerkschaftlichen 
Alltag ausübten. A u f jeden Fall bedeutete das Zugehen der CTA auf die 
A kadem iker und  Intellektuellen eine grundlegende N euorientierung in 
einem  Am biente, das seit M itte des Jahrhunderts durch anti-intellektuelle 
Traditionen geprägt war.
Forschungsaktivitäten und  sozialwissenschaftliche Studien w urden 
so zu einem  festen Bestandteil der gewerkschaftlichen Arbeit. E in  gutes 
Beispiel dafür bietet die M etallarbeitergewerkschaft von  Villa C onstitu­
ción. Sie w ar von  A nfang an Mitglied der CTA und initiierte M itte der 
80er Jahre m it der G ründung  eines Z entrum s für Forschung und  ge­
werkschaftliche W eiterbildung einen regen A ustausch m it Intellektuellen. 
D ie beteiligten Forscher beschäftigten sich m it der Analyse der T rans­
form ationsprozesse in der Arbeitswelt und  m it den durch die U nterneh­
m en der Industrieländer angestoßenen Flexibilisierungstendenzen. D ie­
ser A ustausch schlug sich vo r allem in W eiterbildungskursen nieder, die 
sich an die Spitzenfunktionäre der G ew erkschaft sowie an die Delegier­
ten der wichtigsten m etallverarbeitenden U nternehm en der Region rich­
teten. D er A ustausch von Ideen und  Erfahrungen erlaubte es den G e­
w erkschaftsfunktionären, kreative A ntw orten  angesichts des großen 
K onfliktes zu form ulieren, der zwischen 1990 und 1991 in der N iederlas­
sung des w ichtigsten m etallverarbeitenden U nternehm ens von  Villa
268 H écto r Palom ino
Constitución ausbrach. D abei ging es um  die Flexibilisierung der A rbeits­
verträge und  um  die M obilität innerhalb des U nternehm ens.4
A T E  gründete bereits 1984 ein eigenes Studienzentrum , das zu ­
nächst dem  Einsatz von Intellektuellen und  professionals bei der gewerk­
schaftlichen Fortbildung und  später der A usarbeitung von Studien zur 
sozio-politischen Situation des Landes diente. Dieses Institu t w ar ein 
w ichtiger V orläufer des später von  der CTA eingerichteten Forschungs­
zentrum s. Einige der beteiligten Intellektuellen w urden später zu w ichti­
gen Protagonisten der argentinischen Politik.
D ie U TPB A  schuf in den 80er Jahren ein gewerkschaftliches Fortbil- 
dungs- und  Qualifizierungszentrum , das zu einem grundlegenden W erk­
zeug der A usrichtung der G ew erkschaft au f eine „O rganisation neuen 
Typs“ w erden sollte. D ie A rbeit der Journalisten w urde als eine der ers­
ten von  zwei der durch die neoliberalen R eform en ausgelösten V erände­
rungen erfasst: von  der Flexibilisierung der A rbeit m ittels neuer V er­
tragsform en und  von der G lobalisierung der K om m unikation. D aher 
m ussten sie schon früh A ntw orten auf entsprechende Fragen finden. Die 
Journalisten verbreiterten ihre Rekrutierungsbasis über das fest angestell- 
te Personal der Verlagshäuser hinaus, um  der durch die Flexibilisierung 
der Arbeitsverträge verursachten E rosion der M itgliedschaften entgegen­
zuwirken. E benso  setzten sie sich schon früh m it ihnen nahestehenden 
internationalen O rganisationen in Verbindung, um  A ntw orten  auf die 
G lobalisierung zu finden. Z udem  vertraten sie Positionen, die dem 
„E inheitsdenken“ in Form  des vorherrschenden Neoliberalismus etwas 
entgegensetzen sollten.
D ie Unternehmerverbände
D ie U nternehm erverbände der einzelnen Branchen sahen sich in den 
90er Jahren  mit sinkenden M öglichkeiten der Interessenaggregation und 
m it schlechter funktionierenden G esprächskanälen m it der Regierung 
konfrontiert. Es ist paradox, dass sich dieses Phänom en ausgerechnet in 
einem  Jahrzehn t entwickelte, in dem  die nationale Regierung sich stets 
als dezidiert untem ehm erfreundlich  ausgab und  ganz entschieden für die
4 Ein Merkmal des Konfliktes bestand darin, dass selbst die U nternehm er den V or­
sprung der G ew erkschaft im  Hinblick au f jene Führungsinnovationen, die das U nter­
nehm en einführen wollte, anerkannten. Letztendlich gestand m an der Gewerkschaft 
und dem  Betriebsrat einen beachdichen G rad an A utonom ie und an Interven­
tionsspielräum en in Bezug au f die Arbeitsorganisation des U nternehm ens zu.
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in der Privatw irtschaft vorherrschenden doktrinären und  ideologischen 
Postulate eintrat. D ie A ußenöffnung der W irtschaft, die auf eine Be­
schneidung der G ew erkschaftsm acht abzielenden R eform en des A rbeits­
rechts, die Privatisierung der öffentlichen U nternehm en, die Deregulie­
rung  zahlloser M ärkte und  andere von  der Regierung au f den W eg 
gebrachte Politiken fanden die Zustim m ung der wichtigsten U ntem ehm er- 
verbände. T rotzdem  w ar die politische und  soziale Präsenz dieser V er­
bände am E nde der D ekade wesentlich schw ächer als in früheren Pha­
sen. Dieses Paradoxon kann auf eine Reihe von Faktoren zurückgeführt 
w erden, durch die sich die innere Zusam m ensetzung dieser V erbände 
veränderte. Sie konnten  zwar ihre K om m unikationslogik gegenüber der 
Regierung aufrechterhalten, sich aber nicht m it dem  gleichen N achdruck 
wie früher für ihre branchenspezifischen Forderungen einsetzen. Statt- 
dessen rückten die korporativen Partikularinteressen der V erbandsspit­
zen in den Vordergrund.
Ein wichtiger G rund  für die Schwächung der U ntem ehm erverbände 
bestand in den traditionellen M erkm alen ihrer V erbindung m it der politi­
schen Macht. Sie bestand in direkten G esprächen zwischen den Spitzen­
funktionären der V erbände und  der nationalen Regierung. H atten  die 
V erbände in den 80er Jahren noch die Forderungen des Establishm ents 
gegenüber der Regierung kanalisiert, so büßten sie in den 90er Jahren  ei­
nen beträchtlichen Teil dieser V erm itdungskapazität ein. D er Begriff E s­
tablishm ent w ird hier zur Bezeichnung der U nternehm er- und  Finanzeli­
te verw endet, die in den Spitzengrem ien der V erbände angesiedelt ist 
und  deren Interessen quer zu denen der einzelnen Sektoren verlaufen. 
M ehrere in den 80er Jahren entstandene Studien haben aufgezeigt, dass 
die Leitung der B ranchenverbände sich aus relativ stabilen G ruppen  von 
U nternehm ern zusam m ensetzt, die in verschiedenen W irtschaftsberei­
chen aktiv sind, w odurch ihre Interessen zugleich w eiter und  differen­
zierter gefasst sind als ihre jeweilige sektorale Verankerung. D iese Positi­
on des Establishm ents w ar von  Vorteil, um  die vom  Staat in den 90er 
Jahren geschaffenen neuen G eschäftsm öglichkeiten auszunutzen, die 
sich un ter anderem  bei der Privatisierung öffentlicher D ienstleistungsun- 
tem ehm en und der R eform  des Rentenversicherungssystem s ergaben.
Gleich zu Beginn der Regierung M enem  w ar diese Entw icklung 
spürbar, als der Staatspräsident dem  traditionsreichen K onzern  Bunge <& 
Born — einem der wichtigsten globalplayer im G etreidehandel — die Leitung 
des W irtschaftsm inisterium s übertrug. A uch bei der Privatisierung der 
staatlichen U nternehm en sowie bei der Vergabe von  K onzessionen für 
D ienstleistungen spielte der direkte K ontak t eine wichtige Rolle. N atio-
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nale K onzerne wie Bulgheroni, T echint und  M acri und  nam hafte Reprä­
sentanten des Establishm ents, beispielsweise die M itglieder der Familie 
Alsogaray, w aren an der A usarbeitung der Bedingungen für die Ü bertra­
gung dieser U nternehm en an das private K apital — also zum  Teil an sich 
selbst — beteiligt. In der neuen M achdogik verwandelte sich der Staat 
Schritt für Schritt in eine Arena zur V erm itdung der unternehm erischen 
Interessen, die sich um  Positionsgewinne in  Bezug auf die neuen, durch 
den Transfer der öffentlichen D iensdeistungen an private T räger entste­
henden Geschäftsm öglichkeiten bem ühten. D a sich der Staat gleichzeitig 
dem  D ruck  der externen G läubiger ausgesetzt sah, verwandelte er sich in 
einen V erbindungsknoten zwischen der lokalen Finanzelite und  diesen 
Gläubigern. D en  Branchenverbänden fiel es schwer, sich an die neuen 
Spielregeln anzupassen, denn nur ein kleiner Teil ihrer Führungsspitzen 
konnte darauf hoffen, bei dem  Spiel dabei zu sein. Für das G ros der M it­
glieder dieser V erbände konnte es um  nichts anderes gehen als den V er­
such, un ter den neuen, durch die A ußenöffnung der W irtschaft und die 
ausländischen W ettbew erber entstandenen Bedingungen zu überleben.
D ie Ergebnisse dieser neuen Funktionsw eisen der W irtschaft vor 
dem  H intergrund der A ußenöffnung und  der neuen Spielregel für die 
K ontakte m it der politischen M acht w aren in gewissem Sinne paradox, 
sogar für die M itglieder des Establishm ents:
• E rstens w urden verschiedene U nternehm en, deren Besitzer die A u­
ßenöffnung vorangetrieben und  aktiv an der Privatisierung von  
S taatsuntem ehm en teilgenom m en hatten, am  E nde von ausländi­
schen K onkurrenten aufgekauft. Im  N ahrungsm ittelsektor blieb der 
Süßwarenhersteller A R C O R  als einziger größerer nationaler K onzern  
übrig, die anderen G roßunternehm en dieses Sektors w urden an m ul­
tinationale K onzerne verkauft. D iese Entw icklung w irkte sich auf 
den Industriedachverband Unión Industrial Argentina (UIA) aus. Inner­
halb des V erbandes kam  es zu einer w achsenden Fragm entierung 
zw ischen den wenigen noch verbliebenen nationalen G roßkonzer­
nen (z.B. T echint und  ARCOR), den großen Industrieunternehm en 
ausländischen Kapitals und  der schrum pfenden Masse nationaler 
K lein- und  M ittelunternehm er, die im m er stärker von  der A ußenöff­
nung  der W irtschaft und  der dadurch verursachten Krise der regio­
nalen Ö konom ien betroffen waren.
E in  ähnliches Phänom en ergab sich bei den großen inländischen Pri­
vatbanken, die an ausländische Banken verkauft wurden. D er Anteil 
an Banken in ausländischer H and  nahm  derart zu, dass die beiden
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wichtigsten V erbände des Sektors — A D EB A  (die Interessenvertre­
tung der großen inländischen Privatbanken) und ABRA (die In teres­
senvertretung der ausländischen Privatbanken) — 1998 fusionierten. 
In  der Bauindustrie fusionierten die wichtigsten V erbände erneut zur 
— in den 80er Jahren  auseinandergebrochenen — Cámara Argentina de 
la Construcción. D iese Fusion w urde von den großen inländischen 
B aukonzem en vorangetrieben, die dam it ihre M arktanteile angesichts 
der w achsenden K onkurrenz durch ausländische Bauunternehm en 
schützen wollten. Stand im  Fall der Banken die Fusion der In teres­
senverbände in einem  direkten Z usam m enhang m it der zunehm en­
den Ü bernahm e inländischer Banken durch ausländisches Kapital, so 
spiegelte die Fusion im Baugewerbe eher die D efensivstrategien der 
verbliebenen inländischen G roßkonzerne wieder.
Zweitens neigten einige V erbandsfunktionäre dazu, sich eigene Ge­
schäftsm öglichkeiten zu schaffen. D as bem erkensw erteste Beispiel 
dafür fand sich im  traditionsreichsten argentinischen U ntem ehm er- 
verband, der Sociedad Rural Argentina (SRA), in der die wichtigsten 
Landbesitzer der Pam paregion, d.h. der reichsten Landw irtschafts­
zone des Landes, vertreten sind. Die Führung der SRA erhielt von 
Präsident M enem  die Möglichkeit, das von dem  V erband genutzte 
und  dem  Staat gehörende G rundstück  im  Stadtteil Palerm o von 
Buenos Aires zu einem äußerst günstigen Preis zu erwerben. D ie 
neuen E igentüm er überließen das G rundstück  einem ausländischen, 
au f die D urchführung  von  M essen und  A usstellungen spezialisierten 
U nternehm en zur N utzung. D er K onzessionsvertrag sah einen Preis 
vor, der um  ein vielfaches über dem  Kaufpreis für das G rundstück 
lag. M ehrere M itglieder der SRA w arfen der V erbandsspitze darauf­
hin vor, ihre R epräsentationsfunktion zur persönlichen Bereicherung 
m issbraucht zu haben. D ieser Bruch innerhalb der SRA ereignete 
sich zur gleichen Zeit, als die W eltm arktpreise für A grarprodukte 
(ab 1997/98) stark zurückgingen. D ie A grarproduzenten reagierten 
darauf m it Protestm aßnahm en. Sie behinderten die Lieferung ihrer 
P rodukte an die lokalen M ärkte und  blockierten das Zentrum  von 
Buenos Aires m it LKW s und Traktoren. Diese Situation schuf bei 
den V erbänden des A grarsektors die Bedingungen für eine „E inig­
keit im  K a m p f‘, was zu  einem breiten Bündnis zwischen der SRA, 
CRA (Confederaciones Rurales Argentinas-, große und  mittlere P roduzen­
ten), FAA (Federación Agraria Argentina-, kleine Produzenten) und  eini­
gen regionalen V erbänden führte.
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• D rittens bildeten sich einige neue bzw. erstarkten einige existierende 
V erbände, die vo r allem die im Zuge des neuen M odells entstande­
nen G roßunternehm en vertraten. D ie privatisierten D ienstleistungs- 
un tem ehm en w erden von  einem eigenen V erband vertreten, ebenso 
wie die im  Zuge der E inführung des K apitaldeckungsverfahrens ge­
gründeten privaten Rentenversicherungsgesellschaften (AFJPs). E i­
nen starken Im puls erfuhr auch der die großen Superm arktketten 
vertretende Verband. Diese K etten konnten ihre U m sätze beträcht­
lich steigern — m it verheerenden A uswirkungen für die Masse der 
kleinen H ändler, die den Sektor bis in die 80er Jahre beherrscht hat­
ten. Innerhalb der V erbände, die traditionell die Interessen des H an ­
dels- und  Dienstleistungssektors vertraten, entwickelten sich K am ­
m ern m it einer großen eigenen M acht, welche die Positionen dieser 
V erbände zu bestim m en begannen. Dies w ar insbesondere bei der 
CAC (Cámara Argentina de Comerció) offenkundig, die aufgrund der 
zunehm enden Bedeutung der ihr angeschlossenen Superm ärkte und 
privatisierten D ienstieistungsuntem ehm en nach und  nach zur Cáma­
ra de Comeráoy Servidos wurde. E ine ähnliche Entw icklung ergab sich 
beim  V erband der V ersicherungsuntem ehm en, der den V erband auf­
nahm , in dem  sich die AFJPs zusam m engeschlossen hatten. AFJPs, 
große Superm ärkte und  privatisierte D ienstieistungsuntem ehm en 
sind sehr personalintensive U nternehm en. D ies führte dazu, dass die 
Interessenverbände dieser U nternehm en sich erstmals aktiv an den 
D iskussionen über die Arbeitsgesetzgebung beteiligten und  V erhand­
lungen m it den G ew erkschaften zu führen hatten. Traditionell waren 
diese Funktionen fast ausschließlich von  der Unión Industrial Argentina 
und  den V erbänden der Bauindustrie w ahrgenom m en worden.
• V iertens zogen sich gegen E nde der 90er Jahre ausgerechnet diejeni­
gen nationalen G roßkonzerne, die sich früh an den Privatisierungen 
im  D ienstleistungssektor beteiligt hatten, von  diesen G eschäften zu­
rück und  überließen sie dem  ausländischen Kapital. D afü r gab es 
m ehrere Ursachen. D er Rückzug von K onzernen wie T echint und 
Pérez C om panc aus der Telekom m unikationsbranche w ar Teil einer 
R estrukturierung der jeweiligen Holding, die au f eine K onzentration 
auf K ernbereiche hinauslief. K onzerne wie Bulgheroni konnten ihre 
Expansion und  Diversifizierung nicht aufrecht erhalten und  m ussten 
ihre zu Beginn des Privatisierungszyklus erreichten Positionen auf­
geben. D er V erkauf ihrer Aktien an ausländische K onzerne diente 
der Finanzierung von  Zahlungsverpflichtungen und  entsprach zu­
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gleich einer G ew innm itnahm e infolge der stark gestiegenen A ktien­
kurse. Diese Strategie w urde auch von  den großen nationalen Privat­
banken und von m ehreren Industrieunternehm en verfolgt.
D ie Beispiele endiüllen einen strukturellen Um stand: D ie W irtschafts­
kraft der nationalen G roßkonzerne m ag zwar für einen oligopolisierten 
M arkt wie den argentinischen groß erscheinen, sie erweist sich jedoch im 
Vergleich zu den im internationalen W ettbew erb stehenden m ultina­
tionalen K onzernen als winzig. D eren finanzielle K apazitäten erm öglich­
ten es ihnen aufgrund der Liberalisierung der Zugangsbedingungen zum  
argentinischen M arkt, die Aktiva der inländischen K onzerne aufzukau­
fen.
Insgesam t erfuhren die Einflussm öglichkeiten der U ntem ehm erver- 
bände au f politische E ntscheidungsprozesse eine Schwächung. D ie 
U ntem ehm erelite, die sich von Anfang an für den von  der Regierung ver­
folgten Kurs ausgesprochen hatte, war gegen Ende der 90er Jahre radikalen 
V eränderungen unterw orfen. V on den zu Beginn des Jahrzehn ts exis­
tierenden G roßkonzem en nationalen Kapitals blieben nur wenige übrig. 
Viele von  ihnen w urden in den Spitzengremien der W irtschaft durch 
Führungskräfte ausländischer U nternehm en ersetzt. D em gegenüber ver­
ringerte sich das G ew icht der inländischen G roßunternehm er aus dem  
Bereich der Produktion spürbar.
Gleichzeitig w urde die große Masse der Klein- und M itteluntem eh- 
m en, die als Mitgliederbasis der V erbände von grundlegender B edeutung 
sind, durch eine W irtschaftspolitik, die die Kapital- und  E inkom m ens­
konzentration förderte, dezimiert. D iese Entw icklung schwächte die 
Verbände. D er Schw erpunkt der Beziehungen zwischen Privatwirtschaft 
und  Regierung verlagerte sich stärker als je zuvor zugunsten des E stab­
lishm ents. D ieser Prozess spiegelte sich in doppelter W eise innerhalb der 
V erbände wider. A u f der einen Seite hing deren D ynam ik im m er m ehr 
von  den G roßkonzem en  ab, w odurch die M öglichkeiten zur Aggregation 
unterschiedlicher Interessen sanken. A u f der anderen Seite tendierten 
viele durch die K apitalkonzentrationsprozesse bedrohte Klein- und  Mit- 
teluntem ehm er zu direkten A ktionen, unabhängig von  ihren V erbänden; 
in einigen Fällen ergaben sich sogar Bündnisse m it gegen das W irt­
schaftsm odell protestierenden G ewerkschaften. A grarproduzenten, In ­
dustrielle, T ransportun ternehm er und andere, sie alle griffen zu eher ge­
werkschaftstypischen M obilisierungsm aßnahm en, um  ihren jeweiligen 
Forderungen — nach Beihilfen, nach einer Senkung der Tarife und  der 
Steuern, etc. — N achdruck zu verleihen.
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A ufgrund der strategischen B edeutung der Industrie für die A rbeits­
beziehungen w ar die Unión Industrial Argentina (UIA) traditionell derjenige 
U ntem ehm erverband, der au f die Beziehungen m it den G ew erkschaften 
„spezialisiert“ war. Aus diesem G rund  besetzte die U IA  auch im  R ah­
m en der verschiedenen Regierungsinitiativen zur tripartären K onzertie­
rung  ihrer Politik stets den „Sitz“ der U nternehm er, ebenso wie der den 
G ew erkschaften zustehende „Sitz“ stets für die regierungsfreundliche 
C G T  reserviert blieb. Tripartäre V erhandlungen m ündeten  1994 in den 
Abschluss eines „Rahm enabkom m ens für Beschäftigung, Produktivität 
und  soziale G leichheit“ zwischen der Regierung, den G ew erkschaften 
und den in der „G ruppe der 8“ zusam m engeschlossenen U nternehm er­
verbänden.5 A u f der einen Seite w urden dadurch weitere tripartiäre V er­
handlungsinstanzen geschaffen: der Nationale Rat für Sozialversiche­
rungsfragen, der N ationale Rat für die Berufsausbildung und  die Berater­
gruppe des N ationalen Beschäftigungsfonds. A uf der anderen Seite trug 
dieses A bkom m en zur Legitimierung der Regierung in einem Augenblick 
bei, in dem  die Beratungen zur V erfassungsreform , die M enem  die W ie­
derwahl ermöglichen sollte, ihren H öhepunkt erreicht hatten.
D ie U IA  unterstü tzte die au f die Flexibilisierung des A rbeitsm arktes 
ausgerichteten Regierungspolitiken, w ährend sie der A ußenöffnung und 
deren Auswirkungen au f die Klein- und  M ittelindustrie kritisch gegenü­
berstand. D er Anteil der einheimischen Industrie am B ruttoinlandspro­
dukt ging beträchtlich zurück. Einige Produktionszweige w urden prak­
tisch dem ontiert. Es gab jedoch einige bem erkenswerte A usnahm en, wie 
zum  Beispiel die A utom obilindustrie, welche nach einem  abrupten 
Rückgang der Produktion, der sich bis 1990 hinzog (in jenem  Jah r w ur­
den w eniger als 100.000 Fahrzeuge und  dam it w eniger als 1974 herge­
stellt), zu einem positiven K onjunkturzyklus zurückfand. D ies verdankte 
sich einem H andelsabkom m en m it Brasilien, das die P roduktion in dieser 
Branche in beiden Ländern regelte. D ie Regulierung der Produktion und  
des Handels im  A utom obilsektor unterschied sich grundlegend von  der 
ansonsten auf Ö ffnung und  „D eregulierung“ ausgerichteten Strategie, 
die fast im  gesam ten Industriesektor überw og und  insbesondere die 
Klein- und  M ittelindustrie stark in M itleidenschaft zog.
5 D ie „G ruppe der 8“ bestand aus: Sociedad Rural Argentina, Confederaciones Rurales 
Argentinas, Unión Industrial Argentina, Cámara de Comerão, Asoáaáón de Bancos de la 
República Argentina, Cámara de Construction, Unión de Empresas de la Construcción und Bolsa 
de Comercio.
D ie B eziehungen zw ischen G ew erkschaften,. U n tern eh m ern  un d  Staat 275
D ie ambivalente Position der UIA, die die von  der Regierung M e­
nem  in A ngriff genom m enen Politiken unterstützte, aber gleichzeitig von 
den Folgen dieser Politiken in Form  einer E rosion  ihrer Mitgliederbasis 
betroffen war, spiegelte sich in verbandsinternen A useinandersetzungen 
zwischen „G ew innern“ und „Verlierern“ des neuen sozioökonom ischen 
Modells wider. In der V erbandsführung w urden die V ertreter einer au­
thentischeren industriellen T radition (Israel Mahler) nach und  nach 
durch „Freunde“ der Regierung abgelöst, deren U nternehm en in den 
Jahrzehnten  zuvor im  Zuge der Industrieförderung entstanden waren 
(Manuel Blanco Villegas). D er nächste V orstandsvorsitzende nutzte sei­
ne Position für eine politische K arriere in der Regierungspartei (Claudio 
Sebastiani). Ihm  folgte w iederum  ein V ertreter der traditionellsten indus­
triellen Ström ung (J. Rial). D ieses H in und  H er in der V erbands führung 
spielte sich vo r dem  H intergrund der w ohl gravierendsten Krise ab, die 
die argentinische Industrie jemals erlebt hatte.
Gegen E nde der 90er Jahre führte die A bw ertung der brasilianischen 
W ährung, des Real, zu einer heftigen D ebatte zwischen der U IA  und der 
Regierung. D ie ULA forderte protektionistische M aßnahm en für die In­
dustrie, v o r allem zugunsten der am  m eisten durch die Ö ffnung der 
W irtschaft betroffenen Sektoren. Bis zur A bw ertung der brasilianischen 
W ährung nutzten verschiedene Industriezweige den A ußenhandel m it 
dem  M ercosur — und  vo r allem m it Brasilien — um  Produkte abzusetzen, 
die nicht au f dem  Binnenm arkt verkauft w erden konnten. D ie A nkurbe­
lung der brasilianischen W irtschaft kom pensierte tendenziell die E rosion 
des eigenen M arktes, aber m it der A bw ertung des Real sahen sich die ex­
portorientierten Industriezweige in ihrer W ettbew erbsfähigkeit einge­
schränkt. Gleichzeitig fürchtete m an eine Ü berschw em m ung des Bin­
nenm arktes m it brasilianischen Produkten. In Sektoren wie der Textil-, 
der Schuh- und  der Bekleidungsindustrie veranlasste diese Situation die 
U nternehm er zu einer Allianz mit den Gewerkschaften. Bei gem einsa­
m en Protestm ärschen forderten sie u.a. eine A nhebung der Im portzölle 
und  Exportbeihilfen.
Es kam  zu einer politischen Krise innerhalb des M ercosur. Die 
durch die Regierungen M enem  und Cardoso beschlossene Politik eines 
„forcierten M arsches“ in R ichtung Integration durch Stärkung der m ak­
roökonom ischen K oordination  erlebte einen abrupten Rückschlag, was 
nicht zuletzt dadurch verursacht w urde, dass die brasilianische Abw er­
tung den K ern  dieser Politiken betraf. D a die D ynam ik des M ercosur 
stark vom  politischen W illen der beteiligten Regierungen abhängig und 
nicht durch ein solides institutionelles G eflecht abgesichert war, reichte
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die A bw ertung des Real aus, um  sektorale Konflikte auszulösen. Diese 
verlagerten sich infolge der Eigendynam ik des M ercosur unm ittelbar au f 
die Regierungen und  ließen die w ettstreitenden H andelsinteressen ein­
zelner Branchen zu „Staatsfragen“ werden.
Schlussfolgerungen
A m  E nde der 90er Jahre lebte ein beträchtlicher Teil der argentinischen 
Bevölkerung in Arm ut. D ie M ittelschichten waren durch lang anhaltende 
w irtschaftliche Stagnation, hohe Arbeitslosigkeit und  stark polarisierende 
M uster der E inkom m ensverteilung in M ideidenschaft gezogen. D ie G e­
w erkschaften w aren geschwächt und  in verschiedene ideologische S trö­
m ungen und  rivalisierende D achverbände gespalten. D ie A grarproduzen­
ten, die kleinen und  m itüeren Industrieunternehm er und  die H ändler 
griffen häufig zu direkten A ktionsform en, um  ihren Forderungen an die 
Regierung N achdm ck zu verleihen. D ie U nternehm erverbände w aren 
kaum  dazu in der Lage, Einfluss auf das politische Spiel zu nehm en. Be­
vorzugter G esprächspartner des Staates w ar das Finanzestablishm ent.
N u r das F inanzestablishm ent und  die großen ausländischen K onzer­
ne schienen sich im Rahm en des neuen W irtschaftsm odells als G ew inner 
durchzusetzen. Ihre Ressourcen wuchsen, die B edeutung und  Vielfalt ih­
rer G eschäfte nahm  zu — ebenso wie ihre M öglichkeiten zur E influss­
nahm e bzw. D ruckausübung auf den Staat.
Im  Rahmen des neuen Modells stießen die Gewerkschaften und Unter­
nehmerverbände m it der traditionellen Strategie der Druckausübung auf den 
Staat zur Durchsetzung sektoraler Vorteile schnell an ihre Grenzen. Dafür 
waren nicht zuletzt die auf eine Bedienung der umfangreichen und wach­
senden Außenverschuldung drängenden ausländischen Investoren verant­
wortlich. Sie verleibten sich jene Überschüsse ein, die im alten W irtschafts­
modell je nach Ausgang der internen Verteilungskämpfe vergeben wurden.
D as alte Spiel sektoraler Druckausübung, das den Staat zur bevorzug­
ten A rena der Schlichtung von G ruppeninteressen im  Rahm en von Aus­
einandersetzungen und  Verhandlungen werden keß, existierte nach wie 
vor, aber seine Dynam ik keß aus zwei G ründen nach. Erstens agierten die 
Verbände in einem Umfeld, dessen bedeutendster A kteur — eine Alkanz 
zwischen ausländischen Investoren und lokalem Finanzestabkshm ent — 
leicht auf andere Alternativen ausweichen konnte. Zweitens erschwerte die 
Rezession die Erwirtschaftung von Überschüssen, und die einheimischen 
Akteure waren im m er weniger dazu in der Lage, sich die Überschüsse an­
zueignen.
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D ie alten A kteure des aus der Zeit der Im portsubstitu tion stam m en­
den korporativen M odells erfuhren som it eine deutliche Schwächung. 
E rstens büßte der Staat im m er m ehr seine M öglichkeiten zur K ontrolle 
und  Beeinflussung der W irtschaft ein. Zweitens konnten  sich die ein­
heim ischen Agrar- und  Industrieunternehm er kaum  gegenüber der in ter­
nationalen K onkurrenz behaupten, w odurch auch die von  ihnen un ter­
stützten V erbände an B edeutung verloren. D rittens sank der O rganisati­
onsgrad und  der gesellschaftliche R ückhalt der G ew erkschaften, was 
deren M öglichkeiten zur A ufrechterhaltung von  Beschäftigungs- und  
G ehaltsniveaus beeinträchtigte.
Paradoxerweise w urden die beschriebenen Entw icklungen in den 
90er Jahren  ausgerechnet von  einer peronisrischen Regierung gefördert, 
die sow ohl vom  E stablishm ent als auch von  den U nternehm erverbänden 
und  den G ew erkschaften un terstü tzt wurde. D er Preis, den letztere für 
den Beitrag zur Legitim ation der Regierung zahlten, bestand im  Bruch 
m it ihrer Basis und  dem  E ntstehen  von  konkurrierenden O rganisatio­
nen, die m it Hilfe direkter A ktionen und  ideologischer D iskurse ihre U n­
zufriedenheit ausdrückten und  zum  Teil versuchten, A lternativen zu dem  
neuen M odell zu formulieren.
D ie alten A kteure der neokorporativen D ynam ik A rgentiniens — der 
Staat, die U nternehm er und  die G ew erkschaften — w aren som it am E nde 
des 20. Jahrhunderts geschwächt. D as Land zeichnete sich auch durch 
eine geschwächte und  fragm entierte Gesellschaft aus, deren Energien 
sich im m er m ehr in G ruppen  kanalisierten, die au f eine Verteidigung von 
Partikularinteressen ausgerichtet w aren und  denen das politische System 
n ur geringe Aggregations- und  Einflussm öglichkeiten bot. U ngeachtet 
dieser allgemeinen D iagnose w aren auch Entw icklungen zu verzeichnen, 
die C hancen zur K onstruk tion  zukunftsfähiger sozio-politischer A lterna­
tiven boten. D azu  gehörte die E ntstehung  einiger neuer O rganisationen 
im  gewerkschaftlichen und  sozialen Bereich, der durch den M ercosur er- 
öffnete H orizont, das Scheitern der neoliberalen O ption  hinsichtlich der 
K onsolidierung eines stabilen sozioökonom ischen Modells sowie die 
langsame W iederaufw ertung der Rolle des Staates.
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